
lefonaten? vida-Experte Matthi-
as Schachner steht zu diesen 
und anderen Fragen zum The-
ma Beruf und Privat auf Seite 5 
Rede und Antwort.
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Datenrausch hier, Intransparenz dort

Jahr ans Licht gelangte der 
Krankenakten-Skandal bei den 
ÖBB. Das Management hatte 
damals illegal die Krankendia-
gnosen der EisenbahnerInnen 
gesammelt. Als Kontrollinstanz 

gibt es seither 
bei den ÖBB 
einen Daten-
s c h u t z a u s -
schuss. Wir 
haben zwei Be-
triebsräte zur 
Arbeit dieses 

Ausschusses befragt. Mehr dazu 
finden Sie ebenfalls auf Seite 3.

Besser schützen. Facebook 
und Co verlocken dazu, private 
Informationen über sich ins 
Netz zu stellen. Gesellschafts-
kritiker Hans G. Zeger verrät 
im vida-Interview auf Seite 4, 
welche Maßnahmen nötig sind, 
um die Web 2.0 Fans vor uner-
wünschten Zugriffen auf ihre 
Daten zu schützen.

Privates im Job. Darf man im 
Büro private E-Mails schreiben? 
Und wie ist das mit privaten Te-

Wer nichts zu verbergen 
hat, muss nichts be-
fürchten! So ähnlich 

argumentieren manche Arbeit-
geberInnen, wenn es darum 
geht, die eine oder andere Form 
der Überwa-
chung schön-
zureden. Doch 
falsche Argu-
mente werden 
nicht richtig, 
nur weil sie 
häufig verwen-
det werden. Wir befassen uns 
in der vida-Zeitschrift mit dem 
Recht auf Privatsphäre und da-
mit, wie es um den Datenschutz 
im Arbeitsalltag bestellt ist. 

Wenig Wissen. Lücken beim Da-
tenschutz am Arbeitsplatz ortet 
AK-Expertin Gerda Heilegger. 
Zudem seien häufig sowohl die 
Chefs als auch die Beschäftigten 
nur mangelhaft darüber infor-
miert, was erlaubt ist und was 
nicht, berichtet die Juristin im 
Interview auf Seite 3. 

Keine Skrupel. Vor rund einem 

„Als ArbeitnehmerIn gibt  
man sein Recht  

auf Privatsphäre nicht  
am Firmentor ab.“

Ab 2011 wird jedermann 
im Internet sehen kön-
nen, welche Soziallei-

stungen er erhält. Noch stärker 
durchleuchtet werden Men-
schen, die auf die bedarfsori-
entierte Mindestsicherung an-
gewiesen sind. Sie müssen ihre 
persönlichen Lebensverhält-
nisse offenlegen und angeben, 
ob und in welcher Höhe sie Er-
spartes besitzen.

Statistisch gut erfasst. Auch 
die Daten über die Löhne und 
Gehälter der breiten Masse 
sind amtsbekannt. Die Behör-
den haben jederzeit Einsicht 
darauf, was Herr Maier und 
Frau Müller verdienen. Und 

wie ist es sonst um die Daten-
transparenz bestellt?

Streng abgeschirmt. Hohe 
Mauern umgeben meist die Vil-
len der Superreichen. Gut ver-
borgen vor den Blicken der Fi-
nanz halten die Wohlhabenden 
auch die Angaben über ihr 
Vermögen. Das Bankgeheim-
nis sorgt für die größtmögliche 
Intransparenz. Finanzminister 
Pröll, der auf die Einführung 
der erwähnten Transferdaten-
bank drängte, ist die Offenle-
gung der Vermögen der Rei-
chen kein Anliegen.

Im Dunkeln. Nicht so genau 
wissen will man es in der 

ÖVP offenbar auch in einem 
anderen Fall. Bereits über 80 
Prozent der Futtermittel, die 
hierzulande verfüttert werden, 
stammen aus genmanipulierter 
Produktion. Eine Tatsache 
auf die die KonsumentInnen 
mit keinem Wort am Ettikett 
der Lebensmittel hingewiesen 
werden. Durch ein leicht ver-
ständliches und staatlich aner-
kanntes Gütesiegel möchte der 
Gesundheitsminister Transpa-
renz schaffen. Doch der Land-
wirtschaftsminister  will das 
scheinbar nicht. Könnte ja sein, 
dass das Schnitzel im Tiefkühl-
regal bleibt, wenn aufgelistet 
ist, was alles drinnen ist. (mf)

Thema

Gute Argumente. In vielen Bran-
chen starten die Kollektivver-
tragsverhandlungen für 2011. 
Die Arbeitgeber mahnen die Ge-
werkschaften  zur Zurückhaltung. 

Doch Lohndrückerei schadet 
nicht nur dem Einzelnen, sondern 
der gesamten Gesellschaft. Lesen 
Sie auf Seite 9, warum gerade jetzt 
die Löhne steigen müssen. 

Aufgeflogen.   Durch Zufall 
kam eine Betriebsrätin darauf, 
dass die Gesundheitsdaten der 
Beschäftigten für fast alle im 
Betrieb frei einsehbar waren.

Regionalbahnen. Eine Politik 
des Zusperrens verfolgt das Land 
Niederösterreich bei den Neben-
bahnen. vida macht gegen den 
Kahlschlag mobil.

Dumpingpreise. Zu Niedrigst-
preisen verjubeln manche Tiro-
ler Hoteliers ihre Zimmer. Der 
Druck auf die ohnedies nied-
rigen Löhne der Beschäftigten 
steigt.

Verkehr

KrankenanstaltenSchiene Tourismusbetriebe

Private 
Dienstleistungen 

Soziale, Persönliche Dienste �
und Gesundheitsberufe

Auf dem Weg zur   
gläsernen Belegschaft?

Die Technik macht‘s möglich. Doch das wahllose Sammeln persönlicher Daten von �
Beschäftigten oder KundInnen ist nicht erlaubt.
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Vom 9. bis 11. November 
steht der zweite Gewerk-
schaftstag von vida auf 

dem Programm. Beim Gewerk-
schaftstag wählen die Delegier-
ten die bundesweiten Führungs-
gremien von vida. Ein wichtiger 
Punkt ist auch die politische 
Positionierung für die näch-
sten Jahre: Welche Maßnahmen 
braucht es, damit Arbeitsplätze 
und die soziale Sicherheit der 
Menschen wieder mehr zählen 
als der Profit? Und natürlich 
dient der Gewerkschaftstag 
auch dazu, Bilanz über die er-
sten Jahre von vida zu ziehen.

Was Sie online finden.   Rudolf 
Kaske stellt sich beim Gewerk-
schaftstag der Wiederwahl als 
Vorsitzender. Sie wollen wis-
sen, wer aller für das vida-Prä-
sidium kandidiert? Sie interes-
sieren sich für die politischen 
Forderungen unserer Gewerk-
schaft für mehr Verteilungs-
gerechtigkeit? Und wo war 
vida eigentlich überall in den 
vergangenen vier Jahren ak-
tiv? Machen Sie sich selbst ein 
Bild davon. Ab sofort finden 
Sie unsere Infos rund um den 
Gewerkschaftstag auf http://
gewerkschaftstag.vida.at. Dort 
halten wir Sie auch während 
des Gewerkschaftstages selbst 
mit News und Infos zum Ge-
schehen auf dem Laufenden.

Gewerkschaft der Zukunft  Wer 
selbst nicht vor Ort dabei sein 
kann, der klickt sich einfach 

durch die Foto- und Videoga-
lerien, die online angeboten 
werden. 

vida hören. Etwas fürs Ohr gibt 
es beim vida Podcast. In der 
kommenden Episode beschäf-
tigt sich vida mit der „Gewerk-
schaft der Zukunft“ und holt 
sich dafür wieder einige Ex-
pertInnen vors Mikro. Hören  
Sie schon jetzt interessante 
Gewerkschaftsthemen unter 
http://podcast.vida.at. Die 
aktuelle Episode widmet sich 

Foto: Paul Sturm

beispielsweise den Bedürfnis-
sen, Problemen und Heraus-
forderungen von Jung und Alt. 
Wifo-Pensionsexpertin Christi-
ne Mayrhuber erzählt uns etwas 
über das österreichische Pensi-
onssystem, die Bevölkerungsent-
wicklung und die zukünftigen 
Herausforderungen. Wofür sich 
der neue vida-Jugendvorsitzen-
de und der Vorsitzende der vida-
PensionistInnen einsetzen, das 
gibts im aktuellen vida Wordrap 
zu hören. Also, gleich reinkli-
cken und sich informieren!

Gewerkschaftstag

Infos rund um den vida-Gewerkschaftstag gibt es  
ab sofort unter http://gewerkschaftstag.vida.at.

Wir brauchen Fachleute vor Ort

Datenschutz ist eine komplizierte Angelegenheit. Ange-
sichts der verschiedensten elektronischen Hilfsmittel 

und Technologien, die zur Erfassung und Verarbeitung der 
Daten eingesetzt werden, verfallen viele in Gleichgültigkeit. 
Nach dem Motto: „Dagegen bin ich sowieso machtlos.“  

Wo kein Kläger… Die Praktiken der Unternehmen verstär-
ken das Ohnmachtsgefühl. Viele Betriebe setzen sich über 
die Bestimmungen zum Datenschutz kühn hinweg. Egal, ob 
es um die Rechte von KundInnen oder Beschäftigten geht. 

Bespitzelt. Nur manchmal dringen Fälle der verbotenen Über-
wachung an die Öffentlichkeit. Wir erinnern uns an den Fall 
bei der Firma Tiger Lacke in Wels, wo MitarbeiterInnen per 
verstecker Kamera bespitzelt und E-Mails von der Firmenlei-
tung heimlich mitgelesen wurden. Auch der Skandal um die 
Krankenakten bei den ÖBB ist uns allen in Erinnerung.

Was will vida? Anders als in Deutschland oder Frankreich 
gibt es hierzulande noch immer keine gesetzliche Verpflich-
tung zur Einführung von Datenschutzbeauftragten im Be-
trieb. Hier ist von der Politik mehr Mut gefragt. Dass die 
Arbeitgebervertreter eine derartige Bestimmung ablehnen, 
ist klar. Doch zum Schutz der Beschäftigten sind geschulte 
Kräfte vor Ort, die auf die Einhaltung des Datenschutzes 
schauen, das Um und Auf.

Rudolf Kaske 
vida-Vorsitzender
rudolf.kaske@vida.at

Machen Sie sich   
ein Bild

Das vida-Quiz 

Was wären wir ohne 
Handy, Internet & 

Co.? Dabei schwirren 
tagtäglich zig Milliar-
den Daten in unter-
schiedlichster Form 
und Weise rund um 

den Globus. Und 
es werden immer 

mehr. Datenschutz ist 
da ein immer wichtiger 
werdendes Thema – vor 
allem auch am Arbeits-
platz. Aber was wissen 
wir über Daten bzw. 
Datenschutz? Testen 
Sie Ihr Wissen mit 
vida. 

1) Welche Behörde in 
Österreich ist für die 
Einhaltung der Be-

stimmungen des Datenschutz-
gesetzes zuständig?
A)	SOKO Datenschutz
B)	Datenschutzkommission
C)	Datenschutzbehörde

2) Wie wird jene Person 
genannt, die in einem Unter-
nehmen Anlaufstelle für Fragen 
rund um das Thema Daten-
schutz ist?

4) ) Facebook ist das wohl 
beliebteste Soziale Netzwerk 
der Welt. Obwohl es in den 
letzten Monaten für einige 
Negativ-Schlagzeilen wegen 
seiner „lockeren“ Datenver-
wertung sorgte, ist Facebook 
bei den Internet-NutzerInnen in 
unserem Land beliebter denn 
je. Wie viele Menschen aus 
Österreich waren mit Ende Juli 
2010 auf Facebook aktiv?
A) 210.580 Menschen
B) 580.210 Menschen
C) 2.105.800 Menschen

5) Immer öfter begegnen wir 
Videokameras im Alltag. Die 
letzte Novelle des Datenschutz-
gesetzes, die mit 1. Jänner 
2010 in Kraft getreten ist, hat 
sich daher insbesondere dem 
Bereich der privaten Videoüber-
wachung angenommen. Nach 

A) IT-Beauftragte/r
B) Datenexperte/-expertin
C) Betriebliche/r 
Datenschutzbeauftragte/r

Achtung: Das österreichische 
Datenschutzgesetz sieht die 
Einrichtung einer solchen 
Stelle noch nicht zwingend vor. 
vida fordert seit Längerem die 
gesetzliche Verankerung. 
 
3) Datenschutz heißt unter 
anderem, seine Zugänge zu 
Computer, Mail oder Online-
Banking gut zu verschließen 
und „sichere“ Passworte zu 
nutzen. Was glauben Sie, ist 
das mit Abstand am häufigsten 
verwendete Passwort weltweit?
A)	Das Wort „passwort“
B)	Das persönliche  
	 Geburtsdatum
C)	Die Zeichenfolge „123456“ Richtige Antwort: 1B) Datenschutz-

kommission, 2C) Betriebliche/r 
Datenschutzbeauftragte/r, 3C) „123456“ 
nach Analyse der IT-Sicherheitsfirma iM-
PERVA, 4c) 2.105.800 Menschen lt. Hutter 
Consult GmbH, 5B) nach 72 Stunden, 6A) 
Big Brother Award

Wissen Sie das?
wie vielen Stunden ist grund-
sätzlich eine Löschung der 
gewonnen Daten vorzunehmen?
A)	Nach 7 Stunden
B)	 Nach 72 Stunden
C)	Nach 720 Stunden

6) Wie heißt der Negativ-Preis, 
der an jene Personen, Instituti-
onen, Behörden und Firmen ver-
geben wird, die sich im Feld der 
Überwachung, Kontrolle und 
Bevormundung ganz besonders 
verdient gemacht haben?
A)	 Big Brother Award
B)	 Little Sister Grammy
C)	 Great Mother Oscar
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ÖBB

Ausreichend Prävention oder�
zahnloses Instrument?

AK-Expertin Gerda Heilegger im Gespräch 
mit vida über Datenschutz am Arbeitsplatz 
und Lücken in unserer Rechtsordnung.

Interview

Gerda Heilegger 

Nach dem ÖBB-Skandal 
im Herbst 2009, setzte 
ein nervöses Reagieren 

im Unternehmen ein. Damals 
wurden von Seiten des Unter-
nehmens Krankendaten und 
-diagnosen der Beschäftigten 
illegal erhoben und erfasst. Als 
Kontrollinstanz fungiert bei 
den ÖBB ein so genannter Da-
tenschutzausschuss.

Kommission. Dieses Daten-
schutzteam besteht aus acht 
Mitgliedern und ist paritä-
tisch besetzt - mit jeweils vier 
Personen von der Arbeitgeber-
Innen- und der Arbeitneh-
merInnenseite. „Das Team 
beschäftigt sich mit allen 
Punkten, die das Thema Daten-
schutz betreffen, und erstellt 

vida: Was sind die häufigsten 
Probleme, mit denen Sie in der 
Beratung konfrontiert sind?

G. Heilegger: Meistens kom-
men die Menschen zu uns, 
nachdem sie gekündigt oder 
entlassen wurden. Oft geht es 
dann darum, dass der Arbeitge-
ber ihnen den Zugriff auf ihre 
privaten Mails verweigert, weil 
er sie nicht mehr auf ihren Ar-
beitsplatz lassen will. Manch-
mal kommt es auch vor, dass 
jemand krank wird und Kol-
legen auf seine Mails zugrei-

fen, was problematisch ist und 
oft zu Auseinandersetzungen 
führt. Am sinnvollsten ist es, 
in einer Betriebsvereinbarung 
festzuschreiben, wie in solchen 
Fällen vorzugehen ist. Viele 
Datenschutzverletzungen pas-
sieren aus Ahnungslosigkeit. 
In manchen Fällen steckt auch 
gezielte Absicht dahinter.

vida: Können Sie mir dazu ein 
Beispiel nennen?

G. Heilegger: Ein Betriebsrat, 
der seinen Job wechselte, hat vor 
seinem Austritt aus der Firma 
alle seine Mails gelöscht. Der 
Chef hat die Mails wiederher-
stellen lassen – und konnte so 
nachvollziehen, wer sich beim 
Betriebsrat über die Arbeitsbe-
dingungen beschwert hat. 

vida: Das ist aber sicher rechts-
widrig?

G. Heilegger: Ja, natürlich. Die-
se Mails gehen den Chef nichts 

Abschnitt im Datenschutz-
gesetz, der auf die beson-
dere Schutzwürdigkeit der 
ArbeitnehmerInnen abstellt. 
Stattdessen gelten die generel-
len Datenschutzbestimmungen 
auch für die Arbeitswelt. Dazu 
kommt, dass es in Österreich 
nach wie vor keine gesetzliche 
Verpflichtung zur Schaffung 
von Datenschutzbeauftragten 
in den Betrieben gibt. In vie-
len Ländern ist das Standard 
und aus meiner Sicht zur Be-
ratung von ArbeitgeberInnen, 
Betriebsrat und Beschäftigten 
eine absolute Notwendig-
keit. Insgesamt gibt es beim 
Datenschutz ein Machtun-
gleichgewicht zu Lasten der 
ArbeitnehmerInnen.

einen jährlichen Bericht“, 
erklärt Werner Harrer, Zen-
tralbetriebsratsvorsitzender 

vida: Was gehört geändert, da-
mit die Beschäftigten ihr Recht 
auf Datenschutz besser durch-
setzen können?

G. Heilegger: Bei arbeitsrecht-
lichen Angelegenheiten können 
Betriebsräte vor Gericht klagen, 
wenn mindestens drei Beschäf-
tigte betroffen sind. Beim Da-
tenschutz ist das nicht der Fall, 
jede/r Betroffene muss seine 
Rechte selbst einfordern. Die 
Arbeiterkammer verlangt, dass 
die Betriebsräte auch bei Verlet-
zungen des Datenschutzes eine 
Vertretungsbefugnis erhalten. 

vida: Danke für das Gespräch!

martina.fassler@vida.at

Datenschutz ist ein heikles Thema für alle  
Betroffenen – ArbeitgeberInnen, Arbeitneh- 
merInnen wie auch BetriebsrätInnen. Oft ist  
nicht klar, wo Grenzen gezogen werden  
können, sollen und müssen. 

an. Allerdings kommen wir 
da zu einer Lücke im Gesetz: 
Wir fordern ein Beweisverwer-
tungsverbot für rechtswidrig 
erlangte Daten – zumindest 
im arbeitsrechtlichen Bereich. 
Immer wieder begründen Ar-
beitgeber eine Entlassung mit 
Informationen, die sie wider-
rechtlich gewonnen haben und 
kommen damit vor Gericht 
auch durch.

vida: Wo sehen Sie noch Lücken 
beim Datenschutz am Arbeits-
platz?

G. Heilegger: Das Grundpro-
blem ist, dass es kein eigenes 
Arbeitnehmer-Datenschutzge-
setz gibt bzw. keinen eigenen 

der Rail Cargo, der auch stell-
vertretender Vorsitzender des  
Datenschutzausschusses der 
ÖBB ist. 

Anlassbezogen. In erster Li-
nie arbeitet die Kommission 
anlassbezogen: „Das heißt, 

wir werden aktiv, wenn Mel-
dungen von MitarbeiterInnen 
oder Organisationseinheiten 

„Vieles passiert   �
aus Ahnungslosigkeit“
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an uns herangetragen werden. 
Wenn beispielsweise vom Un-
ternehmen ein System einge-
führt wird, das personenbe-
zogene Daten verarbeitet“, so 
Harrer.

Empfehlung. Ortet der Aus-
schuss nach Überprüfung der 
Sachlage Verstöße gegen das 
Datenschutzgesetz, so erfolgt 
von diesem eine Empfehlung 
an den Vorstand der jeweiligen 
Gesellschaft, wie mit einer 
Sachlage aus Datenschutzsicht 
zu verfahren ist. Dabei erkennt 
Harrer noch einen struktu-
rellen Schwachpunkt: „Unser 
Team kann nur eine Empfeh-
lung aussprechen, hat aber kei-
ne rechtswirksame Handhabe 
oder die konkrete Möglichkeit, 
etwas zu verhindern. Die Ent-
scheidung für eine Handlung 
kann nur vom Vorstand getrof-
fen werden.“

Externe Position. Roman He-
benstreit, Zentralbetriebs-
ratsvorsitzender der ÖBB 
Produktion GmbH, for-

Der Chef als Datenschnüffler? Oft passieren Datenschutzverletzungen 
aus Unwissen, manchmal steckt Absicht dahinter.

Roman Hebenstreit: „Es muss verpflichtend 
Datenschutzbeauftragte geben.“

dert in diesem Zusammen-
hang, eine/n unabhängige/n 
Datenschutzbeauftragte/n in 
jedem Unternehmen zu in-
stallieren: „Aus unserer Sicht 
muss es verpflichtend Daten-
schutzbeauftragte geben – im 
besten Fall mit einer externen 
Position ohne wirtschaftliche 
Abhängigkeit vom Unter- 
nehmen.“ 

Schärfer ahnden. Er geht bei 
seinen Forderungen rund um 
den Datenschutz noch einen 
Schritt weiter: „Wenn ein Da-
tenschutzbeauftragter keine 
Sanktionsmaßnahmen setzen 
kann, bleibt die Position ein 
zahnloses Instrument. Und 
wenn Verletzungen des Daten-
schutzes nicht mit schärferen 
Strafen im Allgemeinen verse-
hen sind, fehlt die präventive 
Wirkung“, meint Hebenstreit. 
Sein Zugang laute daher, Da-
tenschutzverletzungen müssen 
in das Strafrecht aufgenommen 
werden.

ines.schmied@vida.at 
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Internet

an einer solchen Regelung ge-
arbeitet, und in Finnland gibt 
es sie meines Wissens schon. 
Das heißt, dort ist es Perso-
nalverantwortlichen etwa ver-
boten, private Internetinhalte 
für die Bewerbungsauswahl zu 
verwenden. Aus meiner Sicht 
ist das eine ganz ähnliche Si-
tuation wie bei anderen Dis-
kriminierungsfragen. So ist es 
ja genauso verboten, beispiels-
weise das Geschlecht, das Reli-
gionsbekenntnis oder die Haut-
farbe für die Beurteilung einer 
Anstellung zu verwenden. Ich 
habe auch mit sehr vielen Per-
sonalverantwortlichen gespro-
chen, und die wollen in Wirk-
lichkeit gar nicht nachschauen. 
Die sehen das eher als eine Be-
lastung, aber so lange derartige 

Daten eine Informationsquelle 
unter vielen sind, möchten sie 
sich von der Geschäftsfüh-
rung nicht nachsagen lassen, 
sie hätten nicht alles rechtlich 
Zulässige gemacht, um eine be-
stimmte Person zu prüfen. In 
diesem Zusammenhang wäre 
es aus meiner Sicht wichtig, 
dass die Gesellschaft bzw. der 
Gesetzgeber mittels eines Ver-
bots ein Signal setzt.

ines.schmied@vida.at

diese „privaten“ Informationen 
im Netz zu. Ist das eine Gefahr?

H. Zeger: Grundsätzlich muss 
ich sagen, dass ich es begrüße, 
wenn die Leute frei ihre Mei-
nung äußern und auch von sich 
selbst berichten. Jedes private 
Foto ist eine Form davon, und 
ich halte es für ein bisschen 
problematisch, dass Meinungs-
äußerung nur auf die Ebene von 
Flugblättern, Leserbriefen oder 
öffentliche (politische) Reden 
reduziert wird. Zur Meinungs-
äußerung gehört auch, dass 
man ein bisschen Blödsinn sagt. 
Was nicht sein darf, ist jedoch, 
dass man über andere Leute 
Blödsinn sagt. Außerdem halte 
ich überhaupt nichts davon, mit 
erhobenem Zeigefinger zu den 
jungen Leuten zu sagen: „Passt 
auf, was ihr ins Internet stellt, 
das hält ewig und das könnte 
euch bei eurer Berufswahl ein-
mal Schwierigkeiten bereiten.“ 
Die andere Seite, dass Leute 
das Internet systematisch nach 
Informationen absuchen und 
das ausnützen wollen, da ist die 
Politik gefordert.

vida: Wie sollte die Politik in 
dieser Frage handeln, welche 
Regeln fehlen aus Ihrer Sicht?

H. Zeger: In Österreich gab es 
bei der letzten Datenschutz-

novelle bereits den Versuch, 
diesen Bereich besser zu re-
geln. Daraus wurde dann leider 
nichts. Der Kern dabei war, ein 
Verbot zu schaffen, dass Daten, 
die zwar öffentlich zugänglich 
sind, trotzdem nur zu einem 
bestimmten Zweck, nämlich 
dem Zweck der Veröffentli-
chung, verwendet werden dür-
fen. Auch auf EU-Ebene wird 

„Alles, was ich an Daten hinterlasse, beginnt, ein Eigenleben 
zu führen, das ich nur beschränkt kontrollieren kann“, warnt 
Internetexperte Hans G. Zeger.

Der gläserne Mensch – ein Mythos oder 
längst Realität? vida im Interview mit dem 
Gesellschaftskritiker und Obmann der 
ARGE Daten Hans G. Zeger.

vida: Wie kann ich mich als 
Privatperson vor Datenmiss-
brauch schützen?

H. Zeger: Das ist eine sehr ge-
nerelle Frage. Und so werde 
ich auch antworten: Der beste 
Schutz ist, keine Daten zu pro-
duzieren (lacht). Das sollte man 
sich auch wirklich als Maxime 
vor Augen halten und stets hin-
terfragen: Muss ich an einer be-
stimmten Stelle wirklich Spuren 
hinterlassen? Alles, was ich an 
Daten hinterlasse, beginnt, ein 
Eigenleben zu führen, das ich 
nur beschränkt kontrollieren 
kann. Ich wundere mich manch-
mal, wie leichtfertig KundInnen 
im Supermarkt ihre Einkäufe 
mit Bankomat- oder Kunden-
karten bezahlen oder wie Leute 
auf Internetseiten ihren echten 
Namen bekannt geben, obwohl 
es sich um einen Gratisdienst 
handelt und sie genauso gut ein 
Pseudonym verwenden könnten. 
Man kann sich auch eine zu-
sätzliche freie E-Mail-Adresse 
besorgen, die man dann sterben 

lassen kann, wenn man merkt, 
da kommen belästigende Anrufe 
oder Anschreiben. 

vida: Vor allem junge Men-
schen gehen ja sehr freizügig 
mit ihren Daten, Bildern und 
Postings auf sozialen Platt-
formen wie Facebook um. In-
zwischen greifen auch schon 
Personalverantwortliche auf 

vida: Wie ist es um die Privat-
sphäre im Zeitalter der globalen 
Vernetzung bestimmt?

H. Zeger: Das Wesentliche ist, 
dass wir heute in einer Ge-
sellschaft leben, die weniger 
darauf aus ist, den Menschen 
durchsichtig zu machen und 
dadurch alles über ihn zu wis-
sen, sondern eher in einer Kon-
troll- und Steuergesellschaft, 
in der versucht wird, Menschen 
zu beeinflussen und zu lenken. 

vida: Was bedeutet das für 
ArbeitnehmerInnen?

H. Zeger: Im Bereich der Ar-
beitswelt interessiert den Ar-
beitgeber immer weniger, dass 
sich die MitarbeiterInnen ins-
gesamt und mit all ihren Fä-
higkeiten einbringen können, 
sondern dass ganz bestimmte 
Geschäftsprozesse haarge-
nau abgewickelt werden, wo-
bei die Vorgaben in der Regel 
nicht mehr durch Vorgesetzte 
oder KollegInnen passieren, 

sondern durch Computer-
programme. Diese legen bei-
spielsweise fest, wie in einem 
Call Center ein Support Fall 
zu behandeln ist. Dabei ist der 
Entscheidungsspielraum der 
MitarbeiterInnen gleich null. 
Diese Tendenz zu einer eindi-
mensional gesteuerten Gesell-
schaft beobachte ich mit groß-
er Sorge.

BUCHTIPP

Paralleluniversum Web 2.0
von Hans G. Zeger

Barack Obama tut es. Das israelische 
Militär tut es. Große Firmen tun es. 
Politik, Propaganda und Marketing be-
nutzen das Mitmach-Netz Web 2.0. Es 
ist längst nicht mehr nur Spielwiese für 
Computerfreaks, sondern ein Kommu-
nikations- und Informationsmedium 
für alle. Hans G. Zeger, Internetexperte 
der ersten Stunde, ermöglicht einen 
ebenso faszinierenden wie beängsti-

genden Einblick in dieses Paralleluniversum und zeigt, welche 
Maßnahmen notwendig sind, um es zu einem lebenswerten 
Ort zu machen.

Hans G. Zeger: Paralleluniversum Web 2.0.  
Wie Online-Netzwerke unsere Gesellschaft verändern.  
Verlag Kremayr & Scheriau KG, Wien 2009.
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Das Interview gibt’s auch 
zum Anhören auf 
http://podcast.vida.at/

„Keine Daten zu produzieren,   �
ist der beste Schutz“
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Personalverantwortliche informieren sich auch in sozialen 
Netzwerken wie Facebook über BewerberInnen.
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E-Mail, Internet & Co. 
im Berufsalltag. Was 
darf ich, was nicht? 
Was darf mein/e 
Chef/in? Was nicht? 
vida-Rechtsexperte 
Matthias Schachner 
deckt auf.

Diensthandys und Firmentele-
fonen schließen. Weiters sollte 
er die Einhaltung der BVs kon-
trollieren. Auch wenn z. B. eine 
Einsichtnahme in Logfiles oder 
Videoaufzeichnungen notwen-
dig wird, sollte der Betriebsrat 
der/dem Beschäftigten zur Sei-
te stehen. 

marion.tobola@vida.at

wertungsmöglichkeiten; und 
darauf, ob der Arbeitgeber ein 
überwiegendes berechtigtes In-
teresse für die Kontrolle ange-
ben kann. In der Regel wird für 
solche Maßnahmen auch eine 
BV oder EV notwendig sein. 

Erlaubt es die Arbeitszeit, dann 
telefoniert Anna privat über das 
Bürotelefon oder Firmenhandy. 
Darf sie das? Und wie sieht es 
hier mit Überwachung aus? 
Stichwort Lauschangriff!

Experte: Ein privates Nut-
zungsverbot kann entweder im 
Arbeitsvertrag festgehalten sein 
oder in einer entsprechenden 
Weisung. Wenn die private 
Nutzung verboten ist, dann 
darf man nur in Notfällen te-
lefonieren. Ist nichts festgehal-
ten, dann darf man Bürotelefon 
oder Firmenhandy im geringen 

Den Daten im Job 
auf der Spur 
 delt, die generell nicht zulässig 

ist. Kontrollen wären nur dann 
zulässig, wenn es eine Betriebs-
vereinbarung (BV) oder eine 
Einzelvereinbarung (EV) gibt. 
Diese sollte die Bestimmung 
enthalten, dass nur eine auto-
matische Überprüfung der Sys-
temfunktionen durchgeführt 
wird. Dabei fallen Daten an, 
die signifikante Abweichungen 
vom normalen IT-Gebrauch 
zeigen. Die Vereinbarung sollte 
auch festlegen, wie lange die 
Logfiles aufbewahrt werden. 
Der Dienstgeber darf übrigens 
einzelne Websites sperren. Pro-
tokollierungen der dann ver-
geblichen Zugriffsversuche 
sind aber problematisch. 

Eva und Peter arbeiten 
in einem Großraumbü-
ro mit fünf KollegInnen 
und einer Videokame-
ra. Erlaubt?

Experte: Eine syste-
matische Überwa-
chung, die einzig 
dem Zweck dient, 
Eva und Peter und 
die anderen zu kon-
trollieren, ist unzu-
lässig. Spannender 
wird es, wenn 
es betriebliche 
Gründe gibt 
wie z. B. La-
dendiebstähle. 
Hier wird der 
Arbeitgeber 
eine entspre-
chende BV 
bzw. EV ab-
schließen 
müssen . 
A u c h 
w i r d 
er eine 
B e w i l -
l i g u n g 
der Da-
tenschutz-
k o m -
m i s s i o n 
b e n ö t i g e n 
(außer bei einer 
Echtzeitüberwachung). Auf-
zeichnungen sind spätestens 
nach 72 Stunden, außer es ist 
der Anlassfall eingetreten, zu 
löschen. Zudem ist zu proto-
kollieren, wenn sie angesehen 
werden. 

Hannes ist beruflich mit dem 
Pkw inkl. GPS-Sender unter-
wegs. Als Heimpflegerin ist 
Ute auch mit GPS konfrontiert. 
Mit dem Dienst-Handy erfasst 
sie ihre Arbeitszeit, dokumen-
tiert den Arbeitstag und führt 
ein Fahrtenbuch. Doch gibt es 
„GPS-Tücken“. Schließlich sind 
Hannes und Ute ortbar. Ist eine 
GPS-Überwachung zulässig?

Experte:  In dem Fall kommt 
es auf die Kontrollintensität 
an – dauernd oder Stichproben, 
Aufzeichnungsdauer und Aus-

Und schon wieder kommt ein 
E-Mail in den Posteingang 
von Walter, der gerade sei-
nen Dienstplan durchgeht. Ein 
Freund, der Bilder von der Ame-
rikatour schickt. Darf Walter das 
E-Mail lesen?

Experte: Gibt es eine Anwei-
sung des Dienstgebers, die es 
verbietet, privat E-Mails zu 
lesen oder zu schreiben, dann 
sollte Walter seine Firmen-
Adresse gar nicht privat wei-
tergeben. Kommt dennoch ein 
privates E-Mail, so kann der 
Arbeitgeber verlangen, dass 
Walter sich während der Ar-
beitszeit nicht näher damit 
befasst. Aber selbst wenn die 
Nutzung verboten ist, darf der 
Dienstgeber nicht den Inhalt 
der E-Mail lesen. Erkennen 
kann man eine private E-Mail 
an dem Adressaten z. B. John-
ny12. Ist die Adresse nicht ein-
deutig zuzuordnen, muss der 
Dienstgeber nachfragen und 
darf auch dann nicht einfach 
nachschauen. Dies schon des-
wegen, da auch die betriebs-
fremde E-Mailempfängerin 
bzw. -senderin ein Recht hat, 
dass die Nachricht nicht von 
jedem gelesen wird. Ist die 
Nutzung nicht verboten, dann 
wird man das Firmen-E-Mail 
im betriebsüblichen Umfang 
nutzen dürfen. 

Einmal im Monat schaut sich 
der Chef die Internetnutzung 
seiner MitarbeiterInnen ge-
nauer an. Auf der Suche nach 
„verbotenen“ Seiten geht er die 
Zugriffsprotokolle durch. Darf 
er das?

Experte: Eine solche Routine-
kontrolle des Surfverhaltens 
ist unzulässig. Vor allem, da 
es sich hier offensichtlich um 
eine heimliche Kontrolle han-
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Holen Sie sich Ihr Recht. 
Informieren Sie sich bei 
den RechtsexpertInnen 
der Gewerkschaft vida. 
Mehr Infos: http://recht.
vida.at oder per E-Mail an 
recht@vida.at

Matthias Schachner  

Umfang auch für 
p r i v a t e Z w e c k e 
nutzen. Hinsichtlich Kontrolle 
gilt auch hier, dass heimliches 
Überwachen verboten ist. Ins-
besondere kann heimliches 
Mithören und Aufzeichnen 
von Telefongesprächen – auch 
von dienstlichen – für den Ar-
beitgeber ein strafrechtliches 
Nachspiel haben. 

Und abschließend: welche Rol-
le spielen BetriebsrätInnen?

Experte: Eine sehr wichtige. 
Sie sollten prüfen, ob der 
Dienstgeber übers Ziel schießt. 
In vielen Fällen können die 
Maßnahmen mittels BV oder 
sonstigen rechtlichen Schrit-
ten auf ein sinnvolles Maß re-
duziert werden. Auch kann der 
Betriebsrat eine Vereinbarung 
über die Privatnutzung von 

Interview
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Meist ist es nicht  
böswillig gemeint, 
sondern Sorglosig-
keit. Doch wer Infos 
über KlientInnen 
Preis gibt, riskiert 
seinen Job.

besagte Person anrief und nach 
ihrem Befinden befragte. Ohne 
dass in dem Gespräch ein Name 
genannt worden war, hatte sie 
erkannt, wen die Heimhilfe 
gemeint hatte. „Hätte sich die 
betroffene Klientin wegen Ver-
letzung der Verschwiegenheits-
pflicht beschwert, wäre die 
Heimhilfe eventuell ihren Job 
los gewesen“, sagt Guglberger.

Achtsam handeln. Bestimmte 
Daten von Menschen sind zum 
Schutz des Einzelnen durch 
unsere Gesetze besonders ge-
schützt. Die Beschäftigten im 
Bereich der mobilen Dienste, 
in der Kinderbetreuung und 
in vielen anderen Branchen, 
in denen die Arbeit mit Men-
schen im Mittelpunkt steht, 
müssen deshalb bereits vor 
Dienstbeginn eine Vereinba-
rung zur Verschwiegenheit un-
terschreiben. Daraus folgt, dass 
man weder der Familie, noch 
Freunden oder Bekannten 
die Namen und Adressen der 
Personen, die man betreut, er-
zählen darf. Ebenso sind Infos 
über deren Einkommen und 
Ähnliches Tabu.

Schutz vor Diebstahl. Sorg-
samkeit ist auch beim Aufbe-
wahren und Übermitteln der 
KlientInnendaten an den eige-
nen Arbeitgeber oberstes Ge-
bot. Werden die Einsatzzeiten 

Sensible Daten dürfen nur wei-
tergegeben werden, wenn: 

•	der/die PatientIn bzw. Kun-
dIn die Weitergabe der Da-
ten erlaubt hat. Zur eigenen 
Sicherheit sollte der/die Be-
schäftigte immer auf einer 
schriftlichen Erlaubnis des 
Patienten bestehen. 

•	die Meldung der Daten 
zum Schutz der Gesundheit 
notwendig ist. Das ist bei-
spielsweise beim Auftreten 
von  ansteckenden Krank-
heiten der Fall. Manche 
dieser Krankheiten müssen 
den zuständigen Behörden 
gemeldet werden, um Seu-
chen zu verhindern. Dann 
besteht gegenüber diesen 
Behörden keine Verschwie-
genheitspflicht. Gegenüber 
allen anderen Personen bzw. 
Behörden besteht die Ver-

Woher kommen Sie ge-
rade?“, werden Heim-
hilfen häufig gefragt, 

wenn sie die Wohnung eines 
Klienten betreten. Für betreu-
ungsbedürftige Menschen, die 
ihre eigenen vier Wände nicht 
mehr verlassen können, ist die 
Heimhilfe ein wichtiger Kon-
takt zur Außenwelt. Dennoch 
ist Auskunftsfreudigkeit fehl 
am Platz. „Selbst wenn man 
nur die Straße nennt, in der 
man zuvor einen Einsatz hatte, 
sagt man zu viel“, warnt vida-
Bundesfachgruppensekretärin 
Michaela Guglberger. So mus-
ste eine Heimhilfe, die einer 
Klientin erzählt hatte, dass es 
einer anderen betagten Frau 
aus der Nebengasse gerade 
nicht so gut ging, miterleben, 
wie erstere zum Hörer griff, die 

Beschäftigte, die mit Pati-
entInnen- bzw. KundIn-
nendaten zu tun haben, 

sind zur Verschwiegenheit über 
alle ihnen in Ausübung ihres 
Berufes anvertrauten oder be-
kannt gewordenen sensiblen 
Daten verpflichtet. Diese sen-
siblen Daten betreffen vor allem 
den Gesundheitszustand des 
Patienten bzw der Klientin;  es 
sind aber auch Daten über die 
persönlichen und wirtschaft-
lichen Verhältnisse geschützt.

Die Beschäftigten dürfen also 
keine Informationen über 
den Zustand der Ehe oder des 
Kontos eines Klienten, einer 
Patientin oder eines Kunden 
weitergeben. Die Verschwie-
genheitspflicht besteht gegen-
über jedem – die Beschäftigten 
dürfen diese Fakten auch nicht 
ihren Freunden oder Familien-
angehörigen weitererzählen. 

Soziale Dienste

Schweigen ist Gold

über mobile Endgeräte an die 
Zentrale übermittelt, muss das 
Gerät beim Verlassen der Woh-
nung des Klienten ausgeschal-
tet oder mittels Code vor uner-
wünschten Zugriffen geschützt 
sein. Auch Einsatzpläne in Pa-
pierform müssen sorgsam ver-
wahrt werden. 

Tratsch mit der Kollegin? Im 
Rahmen der Supervision und 
bei Teamgesprächen wird mit 
den ArbeitskollegInnen über 
die KlientInnen gesprochen. 
„Die Infos, die man hier aus-
tauscht, sind vertraulich“, 
sagt Guglberger. Für den 
Tratsch mit der Kollegin in 
der Straßenbahn sind diese 
Themen, ebenso wie Firmen-
interna, nicht geeignet. Denn 
die Welt ist kleiner als man 
denkt. Zwei Kindergartenhel-
ferinnen ist es passiert, dass 
just der Vater eines Kindes, 
über dessen Kindergruppe die 
beiden schimpften, im selben 
Tramway-Abteil saß. Wenige 
Tage später zitterten die bei-
den Frauen um ihren Job. Gu-
glberger zu dem Vorfall: „Der 
Vater hat alles brühwarm der 
Kindergartenleitung berichtet. 
Auf Intervention unserer Ge-
werkschaft kamen die beiden 
Helferinnen schlussendlich 
mit einer Verwarnung davon.“

martina.fassler@vida.at

schwiegenheitspflicht aber 
weiterhin. 

•	die Meldung gesetzlich vor-
geschrieben ist.

•	Beschäftigte, die einen Gesund-
heits- und Krankenpflegeberuf 

ausüben, dürfen Daten über 
den Patienten bzw. die Pati-
entin an die Sozialversiche-
rung zum  Zweck der Hono-
rarabrechnung weitergeben.                                                                                                                         
In diesem Fall dürfen aber 
nur die für die Honorar-
abrechnung nötigen Daten 

Infos, die man im Job erfährt, darf man nicht 
einfach ausplaudern. Besonders streng ist 
die Verschwiegenheitspflicht zum Schutz 
der PatientInnen im Gesundheitsbereich.

Recht

Die Welt ist kleiner als man denkt

Beim Kaffeetratsch haben Infos über die KlientInnen, 
die man gerade betreut, nichts verloren.
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weitergegeben werden. Das 
ist z. B. die Behandlungsdau-
er oder welche Eingriffe ge-
macht wurden. 

Sanktionen. Geben Beschäftigte 
Daten über PatientInnen/Kli-
ent-Innen/KundInnen weiter, 
ohne durch die oben genannten 
Gründe gerechtfertigt zu sein, 
begehen sie eine grobe Pflicht-
verletzung, die Sanktionen bis 
zur Entlassung nach sich ziehen 
können. Wer in einem Gesund-
heitsberuf arbeitet und Daten 
über den Gesundheitszustand 
eines bzw. einer Patientin weiter-
gibt, macht sich zudem strafbar. 

Details aussparen. Es ist klar, 
dass jeder Mensch über im Be-
ruf erlebte Dinge auch zuhause 
redet. Um dabei nicht unab-
sichtlich Daten weiterzugeben, 
die der Verschwiegenheit un-
terliegen, ist es nützlich über 
PatientInnen bzw. KundInnen 
oder KlientInnen nur ohne 
Namensnennung und ohne zu-
viele Details zu reden. Dann 
können die Daten mit keiner 
Person verknüpft werden und 
unterliegen somit auch nicht 
der Verschwiegenheit.

gertrude.oelmack@vida.at

Ein Promi ist eben eingeliefert worden? Auch 
diese Info darf man nicht nach außen tragen.
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Finanz- und andere Be-
hörden haben jederzeit 
Einsicht auf Lohndaten. 

Selbst die Vermögens- und so-
gar persönlichen Lebensver-
hältnisse sind im Bedarfsfall 
ein offenes Buch für Ämter. 
So sind im Falle der bedarfso-
rientierten Mindestsicherung 
die Betroffenen verpflichtet, 
entsprechende Informationen 
über sich und ihre Angehörigen 
jederzeit preiszugeben. Stellen 
wie das Arbeitsmarktservice, 
die Kranken- und Pensionsver-
sicherungen oder die Finanz-
ämter haben Daten weiterzu-
leiten, die zentral gespeichert 
und miteinander verknüpft 
werden.

Großes Geheimnis. Geht es 
um Daten über die Vermö-
gensverhältnisse der Reichen, 
um etwa dem Abgaben- oder 
Steuerbetrug auf die Spur zu 
kommen, dann wird das ei-
serne Schweigen zum verfas-
sungsrechtlich zugesicherten 
Gesetz: das Bankgeheimnis 
sorgt dafür, dass Unterneh-

men oder Personen mit hohem 
Einkommen und Vermögen 
vor allem bei nicht gerade ge-
setzeskonformen Handlungen 
keine strafrechtlichen Konse-
quenzen fürchten müssen. Die 
Banken dürfen die finanziellen 
Geheimnisse ihrer KundInnen 
nicht den Finanzbehörden of-
fenbaren. 

Kleine zahlen. Das Bankge-
heimnis hat weit reichende 
Konsequenzen. Da aufgrund 
des bestehenden Bankgeheim-
nisses die Besteuerung von Ver-
mögens- und Kapitalerträgen 
nicht gegriffen hat, musste zu 
Beginn der 1990er Jahre die 
allgemeine Kapitalertragsteu-
er eingeführt werden. Diese 
Steuer erfasst alle Kapitalein-
kommen mit dem gleichen 
Steuersatz. Typischerweise ist 
das Aufkommen aus der Zins-
besteuerung der vielen klei-
nen Sparbuchguthaben höher 
als das der Kapitaleinkom-
men der Unternehmen und 
der Reichen. Aber auch eine 
wirkungsvolle vermögensbezo-
gene Besteuerung, wie sie die 
Gewerkschaft vida fordert, ist 
nur erfolgreich, wenn die Ver-
mögen der Reichen und der 
Unternehmen nicht durch das 

e-card 

Der elektronische Schlüssel 
zur Gesundheit

Kaum ein Tag vergeht, 
an dem wir nicht in 
einem Geschäft gefragt 

werden, ob wir gerne eine Kun-
denkarte hätten. Klar bringen 
diese Karten nicht nur Vorteile 
für einen selbst, sondern auch 
für das Unternehmen, das sie 
anbietet. So kann einfach nach-
vollzogen werden, was die Kun-
dinnen und Kunden gekauft 
haben und so spezielle Ange-
bote für sie erstellt werden. 
Was ist allerdings wenn es um 
sehr persönliche Daten geht, 
wie beispielsweise Gesund-
heitsdaten? Es versteht sich 
von selbst, dass hier andere Pa-
rameter gelten müssen. Daten-
sicherheit muss in diesem Fall 
groß geschrieben werden.

Wenn es um Ge-
sundheitsdaten geht, 
muss Datensicher-
heit groß geschrieben 
werden.

Arme werden durchleuchtet, Reiche können 
dank Bankgeheimnis verschweigen, wie viel 
sie besitzen. 

Gespeicherte Daten. Doch wel-
che Daten befinden sich eigent-
lich auf unserer e-card? Aufge-
druckt sind der Name, der Titel 
und die Sozialversicherungs-
nummer sowie die Kartenfol-
genummer. Zusätzlich noch die 
Nummer der e-card Serviceline 
sowie die Web-Adresse der ös-
terreichischen Sozialversiche-
rung. All diese Daten sind auch 
zusätzlich am auf der Karte 
befindlichen Chip gesichert. 
Hingegen sind Informationen 
zum Versicherungsstatus, wie 
der aktuelle Krankenversiche-
rungsträger oder eine eventu-
elle Rezeptgebührenbefreiung 
nicht auf der Karte gespeichert. 
Diese Informationen werden 
erst abgerufen, wenn die Karte 
beim Arzt eingelesen wird und 
eine Anspruchsprüfung statt-
findet. Dabei wird eine Verbin-
dung mit der Betriebszentrale 
des e-card-Systems hergestellt 
und der Leistungsanspruch 
überprüft. Auf der Rücksei-
te der Karte befindet sich die 
Europäische Krankenversiche-
rungskarte (EKVK). Sie ersetzt Fo
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den Auslandskrankenschein, 
der früher beispielsweise bei 
Urlaubsreisen in EU-Mit-
gliedsstaaten, EWR-Ländern 
und der Schweiz nötig war.

Verlust melden. Eine Zusatz-
funktion enthält die e-card 
noch: Sie kann als Bürgerkarte 
aktiviert werden. Diese Funkti-
on muss allerdings selbst akti-
viert werden.

Schlüsselfunktion. Die e-card 
selbst ist nicht mehr oder weni-
ger als ein Berechtigungsschlüs-
sel. Wenn sich also Daten wie 
Ihre Adresse, oder der Kran-
kenversicherungsträger ändern, 
muss keine neue e-card ausge-
stellt werden, da diese Informati-
onen nicht auf der Karte gespei-
chert sind. Wenn Sie Ihre e-card 
allerdings verlieren, sollten Sie 
dies schnellstmöglich der e-card 
Serviceline unter der Telefon-
nummer 050 124 33 11 melden, 
um einen möglichen Missbrauch 
Ihrer Karte zu verhindern. 

alice.wittig@vaeb.at

Bankgeheimnis ge-
schützt werden.

T r i c k s e r e i e n . 
Schließlich verlei-
tet das Bankgeheim-
nis wie schon erwähnt 
dazu, dass Vermögende 
ihr Einkommen und 
Vermögen zwecks Steu-
ervermeidung nicht 
oder falsch deklarieren. 
Dabei handelt es sich 
um sehr hohe Summen. 
So konnte zum Beispiel 
ein bekannter Expolitiker 
2004 beim Verkauf der 
BUWOG-Wohnungen 9,6 
Millionen Euro Vermitt-
lungsprovision verdienen, 
ohne Einkommensteuer 
oder Umsatzsteuer zu zah-
len. Seinen späteren Angaben 
zufolge habe er von der Steu-
erpflicht für dieses Einkom-
men nichts gewusst. Daher 
wäre nicht nur aus Gründen 
der Verteilungs- und Steuer-
gerechtigkeit das bestehende 
Bankgeheimnis zu hinterfra-
gen. Mit einer besseren Lösung 
könnte gleichzeitig ein Service 
an Reiche und Unternehmen 
verbunden werden, das ihnen 
ihre Informationspflichten an 
die Finanzbehörden abnimmt.  

Nacktscanner für Arme –  �
Anonymität für Reiche?

Die derzeitige Ausrede man-
cher „Steuertrickser“, nur des-
halb keine Steuer gezahlt zu 
haben, weil sie nichts von der 
Steuerpflicht gewusst hätten, 
wäre damit hinfällig.

karl.goldberg@vida.at

Daten & Machtverhältnisse

Auch Mindestsicherungs-BezieherInnen erhalten nun 
die E-Card statt des Sozialhilfe-Krankenscheins.

7Oktober 2010
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Schreiben Sie uns, wie Ihnen die 
vida-Zeitschrift gefällt. 
Wir freuen uns 
•	 über Ihre Rückmeldungen, 
•	 über Tipps und 
•	 Anregungen.
Schreiben Sie ein E-Mail an:
zeitschrift@vida.at 
Oder per Post an die:
Gewerkschaft vida
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Johann Böhm-Platz 1, 1020 Wien
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Auch beim 26. Spielefest dreht sich alles um die bunte Welt der Spiele. 
Auf 16.400m2 Fläche mit mehr als 5.000 Spielen darf gespielt werden, 
bis die Würfel glühen, verspricht die veranstaltende IG Spiele. 

Zeit, Ort & Info:  ACV, Bruno Kreisky Platz 1, 1220 Wien, 19. bis 21.11., von 9 
bis 19 Uhr, www.spielefest.at 

Kommen auch Sie zur größten Spielothek der Welt!

Spielefest für Groß und Klein

Befreien Sie sich von 
der Last des Alltags 
und brechen Sie auf 
zu einer Reise zu sich 
selbst im Kur-  
& Thermenhotel  
Superior in Bad Tatz-
mannsdorf.

FreizeitTimeout statt Burnout

Dem Burnout keine Chance
Timeout statt Burnout. Erfahrene Gesundheitspsycholo-
gInnen stärken Ihr Bewusstsein für mehr Lebensqualität und 
arbeiten mit Ihnen an einer effektiven Burnout Prävention. 

•	 7 Übernachtungen inkl. Verwöhn-Pension „Plus“
•	 2  Gesundheitspsychologische Einzelberatungen
•	 4 Einheiten „Leben in Balance“ - Individuelle Strategien 

für eine optimale Lebensbalance nach gesundheitspsy-
chologischen Aspekten entwickeln. (Gruppe, 45 Min.) 

•	 3 Einheiten progressive Muskelentspannung (Gruppe, 45 Min.)
•	 2 x Massage 50 min (Heil-, Spezial- oder Klangmassage)
•	 täglich Nordic Walking Tour und freizeitAktiv-Pro-

gramm zur freien Teilnahme

100,00 Euro Bonus für vida-Mitglieder!
Preis:  ab 845,00 Euro p. P. im DZ statt 945,00 Euro

gültig bis 30.06.2011

„SüSSes Nichtstun“ Package 
•	 2 Übernachtungen inkl. Verwöhn-Pension „Plus“
•	 1 GesundheitAktiv-Cocktail
•	 1 Entspannungsmassage mit ätherischen Ölen (25 Min.)
•	 1 Spezialmassage nach Wahl (25 Min.)

30,00 Euro Bonus für vida-Mitglieder!
Preis: ab 277,00 Euro p. P. im DZ statt 307,00 Eur0 

gültig bis 30.06.2011

Das Kur- & Thermenho-
tel Bad Tatzmannsdorf 
ist ein Haus ganz im 

Zeichen der Gesundheit und 
des Wohlbefindens. Hier treffen 
exklusiver Thermengenuss und 
erstklassiger Komfort aufeinan-
der. Auf insgesamt 4000m2 bietet 
sich Ihnen eine Thermen-, Sau-
na- und Sinneswelt der Extra-
klasse. Großzügige Thermalpools 

GEWINNSPIEL
Mit etwas Glück können Sie ein Thermenwochenende für 2 Personen im Kur- & Thermenhotel 
Bad Tatzmannsdorf gewinnen:

Beantworten Sie folgende Gewinnfrage: Die Gäste des Kur- & Thermenhotels erwartet eine 
hoteleigene Thermalbadelandschaft auf insgesamt...
...4000m²			   ...2000m² 		  ...500 m²

Die richtige m2-Angabe an:
vida/Pressereferat; Kennwort: Bad Tatzmannsdorf, Johann-Böhm-Platz 1, A-1020 Wien oder  
per E-Mail: zeitschrift@vida.at, Einsendeschluss:  12. November 2010

indoor & outdoor, Whirlpools, 
außergewöhnlich vielfältiges 
Saunavergnügen und ein reiz-
volles „Reich der Sinne“ sind ex-
klusiv Hotelgästen vorbehalten.

Für vida Mitglieder. Gegen Vor-
lage Ihrer vida-card erhalten Sie 
exklusive Preisvorteile von bis 
zu 100 Euro. Bitte weisen Sie be-
reits bei Ihrer Reservierung auf 

Ihre vida-card hin. Der Bonus 
ist im Kur- & Thermenhotel bis 
zum 30.06.2011 einlösbar. Keine 
Barablösung und kein weiterer 
Bonus möglich. 

Mehr Infos zu den Angeboten 
und zum Hotel:
Kur- & Thermenhotel****Superior 
Bad Tatzmannsdorf  
Elisabeth-Allee 1

Von 19. bis 21. November gibt es im Austria Center 
Vienna coole Spiele & Mega-Action. 

SERVICE Oktober 2010
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Machen wir so weiter wie 
vor der Krise. Gut ver-
dient haben wir dabei 

allemal! So lautet das Motto vie-
ler Unternehmensvertreter, wenn 
es um Lohnfragen geht. Dass wir 
gerade dabei sind, die schwerste 
Wirtschaftskrise seit dem Bör-
sencrash 1929 zu bewältigen, 
wurde von manchen Arbeitge-
bern gekonnt verdrängt. Dabei 
müssten gerade jetzt und in den 
kommenden Jahren die Löhne 
und Gehälter kräftig steigen, um 
zu einer stabilen Wirtschaftslage 
zurückzugelangen und um auch 
die Einkommen wieder gerechter 
zu verteilen.

Fragwürdige Argumente.  Die 
Arbeitgeber verwenden häufig 
Fehlinformationen, um auch in 
Zukunft den Unternehmen 
stärker steigende Gewinne zu 
sichern und - auf Kosten der 
ArbeitnehmerInnen - den eige-
nen Kontostand aufzubessern. 
Die folgenden vier Stehsätze 
werden dabei gerne verwendet.

2009 gab es zu 
hohe Lohnstei-
gerungen.

2009 stiegen 
die Lohneinkommen das 

erste Mal seit Anfang der 1990er 
Jahre stärker als die Gewinne. 
Die Lohnquote, die das Verhält-
nis zwischen Lohn- und Gewinn-
einkommen angibt, ist von 1980 
bis 2008 um 13 Prozentpunkte 
gefallen. Den Beschäftigten 
wurde also ein beträchtlicher 
Teil des erwirtschafteten Wohl-
standes vorenthalten. Eine Um-
kehr dieses Trends, wie im Jahr 
2009, hätte eine gerechtere Ver-
teilung der Einkommen zur 
Folge und würde die österrei-
chische und europäische Wirt-
schaft stabilisieren.

Die Flexibilität muss 
erhöht werden.

Fakt ist, dass die meisten 
Unternehmen noch nicht 

einmal die derzeitigen Mög-

Österreichs Wettbewerbsfähig-
keit ist in den letzten Jahren 
überdurchschnittlich gestiegen, 
wie man an den sinkenden 
Lohnstückkosten sieht, und hat 
damit andere Länder in Europa 
unter Druck gesetzt ebenfalls 
ihre Lohnkosten zu senken. So 
kann paradoxer Weise auch aus-
gehend von einem Hochlohn-
land ein Lohndumping ausge-
löst werden, wenn die Arbeitneh-
merInnen nicht in einem 
gerechten Ausmaß an der  Pro-
duktivitätsentwicklung betei-
ligt werden.

Eine Nulllohnrunde 
braucht das Land.

Egal in welcher Berufs-
gruppe eine Nulllohnrun-

de gefordert wird, indirekt ist 
davon immer eine Vielzahl von 
Berufsgruppen betroffen. Denn 
die Lohnerhöhungen einer 
Branche orientieren sich an 
den Erhöhungen in anderen 
Branchen. Würden die öffent-
lich Bediensteten eine Null-
lohnrunde hinnehmen müssen, 
hätte dies wahrscheinlich auch 
Auswirkungen auf die zukünf-
tigen Lohnerhöhungen der Be-
schäftigten im Gesundheitswe-

Geht es nach den Arbeitgebern, ist  
scheinbar nie der richtige Zeitpunkt  
für eine faire Lohnerhöhung. Doch Lohndrü-
ckerei schadet nicht nur dem einzelnen Be-
schäftigten, sondern der gesamten Gesellschaft.

l ichkei-
ten zur Flexi-

bilisierung ausge-
nutzt haben. Das eigentli-
che Ziel hinter dieser 
Arbeitge-
b e r -
Forde-
rung ist 
eine ver-
steckte Lohn-
reduktion. Auch 
derzeit sind kurzfristige 
Dienstplanänderungen und 
kurzfristige Ausweitungen der 
Normalarbeitszeit durchaus 
möglich. Allerdings sind diese 
Änderungen, die ja zum Nach-
teil der Beschäftigten und zum 
Vorteil der Unternehmen sind, 
mit Mehrkosten für den Arbeit-
geber verbunden. Die Forde-
rung nach mehr Flexibilität 
zielt nur auf die Minimierung 
dieser Mehrkosten ab. Anders 
gesagt: Die Unternehmer wol-
len auf diese Weise die Löhne 
und Gehälter kürzen.  

Die Wettbewerbsfähigkeit 
muss steigen.

Es stimmt, dass Öster-
reich im Vergleich zu un-

seren östlichen Mitbewerbern 
ein Hochlohnland ist. Jedoch 
dürfen die Löhne nicht an der 
Kopfzahl der ArbeitnehmerIn-
nen gemessen werden, um über 
die Wettbewerbsfähigkeit eines 
Landes zu urteilen. Es muss die 
Produktivität der Arbeitneh-
merInnen mitberücksichtigt 
werden, da es einen Unter-
schied macht, ob ein Arbeiter 
zum Beispiel pro Tag einen 
Tisch oder fünf Tische pro-
duziert. 

INFO

Einmal Nulllohnrunde = für immer weniger Geld
Hätten die Beschäftigten in der Reinigung 2001 eine Null-
lohnrunde zu verbuchen gehabt, 
•	hätte eine Vollzeitarbeitskraft in der niedrigsten Lohngruppe 

bis heute einen Einkommensverlust von 4.258 Euro erlitten 
(das entspricht mehr mehr als drei Monatsgehältern) und 

•	die Arbeitgeber diese Summe gewonnen, 
•	plus zusätzlich noch einmal rund 20 Prozent dieses Betrages 

aufgrund der geringeren Sozialversicherungsbeiträge.

Rechnen Sie aus, wieviel Sie bei einer Nulllohnrunde verlieren 
würden. www.nulllohnrundenrechner.at

sen oder im öffentlichen Ver-
kehr. Darüber hinaus bedeutet 
eine Nulllohnrunde auch, dass 
den Beschäftigten jedes Jahr, 
Tag für Tag, weniger Lohn be-
zahlt wird. Eine Nulllohnrunde 
oder geringe Lohnerhöhungen 
sind daher abzulehnen. 

Der Lohn ist keine 
Belohnung.

Nur weil das Einkommen der 
ArbeitnehmerInnen auch als 
Lohn bezeichnet wird, darf die-
ser nicht fälschlicherweise als 
Belohnung verstanden werden. 
Die Beschäftigten schaffen erst 
den Mehrwert, der es den Fir-
men ermöglicht, Gewinne zu 
erzielen. Aus einem Baum wird 
ohne Tischler nie ein Tisch, der 
verkauft werden kann. Eine fai-
re Begründung, warum die Ge-
winne weiterhin stärker steigen 
sollen als die Einkommen der 
ArbeitnehmerInnen, gibt es 
nicht. Vielmehr würde eine 
Rückkehr zu einer gerechten, 
produktivitätsorientierten Ein-
kommensentwicklung zu mehr 
wirtschaftlicher und sozialer 
Stabilität beitragen.

philip.gastinger@vida.at

Warum die Löhne steigen müssen

Verkehr
Seite 10-11

Soziale, Persönliche Dienste  
und Gesundheitsberufe                       Seite 12-13

Private 
Dienstleistungen                                   Seite 14-15
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Im Laufe dieses Jahres über-
nimmt das Land Niederös-
terreich von den ÖBB 620 

Kilometer Schienenstrecken. 
Versprochen wurde vom zu-
ständigen Landesrat Heuras 
(ÖVP), diese Bahnen zu 
„Schmuckkästlein“ auszubau-
en. Doch groß ist jetzt die Er-
nüchterung: Von 29 Bahnen 
soll nur mehr eine (!) mit regel-
mäßigem Zugsverkehr weiter-
betrieben werden. Dafür soll es 
unzureichende Buskonzepte 
geben. vida-Niederösterreich 
startet deshalb eine Kampagne, 
informiert die Bevölkerung 
und sammelt Unterschriften.

Mariazellerbahn. Die einzige 
Bahn, die vorerst vom Land un-
verändert weiterbetrieben wird, 
ist die Mariazellerbahn. Die 
bisher dort beschäftigten Ei-
senbahnerInnen haben die 
Möglichkeit, zu den gleichen 
Sozialbedingungen von den 
ÖBB „verleast“ zu werden. 
Doch auch bei dieser Bahn 
tickt eine Zeitbombe: Das Land 

Regionalbahnen/NÖ

hat neue Triebwagengarnituren 
bestellt, doch reicht die Anzahl 
für einen vernünftigen Takt-
fahrplan nicht aus. 

Ybbstalbahn. Die Ybbstalbahn 
ist nach Überschwemmungen 
weitgehend stillgelegt. Für eine 
dauerhafte Einstellung des 
Bahnverkehrs „aufgrund von 
wirtschaftlicher Unzumutbar-
keit“ müsste das Land nach-
weisen, dass kein Betreiber In-
teresse an der Bahn hat. Aller-
dings hat mit der Bayrischen 
Oberlandbahn ein seriöser Be-
werber ein Angebot gestellt. 
vida fordert daher die Instand-
setzung und Wiederinbetrieb-
nahme der gesamten Ybbstal-
bahn.

Thayatalbahn. Im Falle der 
Thayatalbahn tritt die Doppel-
bödigkeit des Landes offen zu-
tage: Jahrelang wurde der Lü-
ckenschluss nach Slavonice 
(Tschechien) gefordert. Nur 
wenige Kilometer Schienen-
strecke müssten erneuert wer-
den, um die drei Regionalzent-
ren Zwettl, Waidhofen und Telc 
miteinander zu verbinden. 
Jetzt besitzt Niederösterreich 

die Strecke und stellt den Zug-
verkehr aber vollends ein!

Donauuferbahn. Dieselbe Vor-
gangsweise auch bei der Do-
nauuferbahn. Dabei hätte die 
Bahn durch die Wachau ein 
großes Potenzial. Fast alle 
Bahnstationen liegen in den 
Ortszentren und sind damit 
leicht erreichbar. Stattdessen 
soll es für SchülerInnen, Pend-
lerInnen und AusflüglerInnen 
Busse geben. Da Bahnen at-
traktiver als Busse sind („Schie-
nenbonus“) werden viele Fahr-
gäste ausbleiben und auf das 
eigene Auto umsteigen. Rad-
tourismus ist extrem wichtig 
für die Wachau. In den Bussen 
gibt es aber keine Mitnahme 
von Fahrrädern! 

Es geht auch anders. Erfolgs-
beispiele wie die Salzburger 
Lokalbahn und die Pinzgau-
bahn (beide Salzburg) oder die 
Vintschgaubahn (Südtirol) zei-
gen, dass attraktive Regional-
bahnen eine Zukunft haben. 
Dafür möchte vida-Niederös-
terreich kämpfen.

heinz.hoegelsberger@vida.at

Stopp
dem Kahlschlag! 

vida-Niederösterreich 
kämpft gegen Regio-
nalbahnschließungen. 
Auf 28 Strecken droht 
die Einstellung des 
regelmäßigen Zugs-
verkehrs.

Die einzige Bahn, die vorerst von NÖ unverändert weiterbetrieben 
wird, ist die Mariazellerbahn.

Kommentar

Nach dem Beschluss von 
österreichweiten Be-
triebsversammlungen 

und insgesamt sieben schwie-
rigen Verhandlungsrunden ist 
der ÖBB-Gehaltsabschluss 2010 
ein kleiner Erfolg geworden. Es 
besteht zwar kein Anlass für ei-
nen Freudentanz, aber aus un-
serer Sicht war es das wichtigste 
Ziel, die Kaufkraft kleiner und 
mittlerer Einkommen zu erhal-
ten. Davon konnten uns auch 
die öffentlichen Dauerattacken 
der ÖVP gegen die ÖBB samt 
Forderungen nach Eingriffen 
ins Dienstrecht und einer Null-
lohnrunde für alle Eisenbahner-
Innen nicht abbringen.  

Signal setzen. Dazu kam noch, 
dass es dem ÖBB-Konzern der-
zeit wirtschaftlich nicht sehr 
gut geht. Deshalb war es auch 
genauso wichtig, ein Signal zu 
setzen, dass auch die besser ver-
dienenden Beschäftigten bereit 
sind, zur Gesundung des Un-
ternehmens einen Beitrag zu 
leisten. Tausende KollegInnen 
bei den ÖBB sind nicht mehr 
definitiv gestellt und deshalb 
geht es um den Erhalt so vieler 
Arbeitsplätze wie möglich.

Dramatische Entwicklung. Die 
Folgen der Finanz- und Wirt-
schaftskrise haben zu dra-
matischen Entwicklungen in 
den Absatzbereichen geführt. 
Dazu kam, dass die ÖBB 300 
Millionen Euro an Spekulati-
onsverlusten verdauen muss-
ten. Es schweben auch noch 

immer Nachforderungen 
des Finanzministers über 
rund 300 Millionen für die 
a.t. Fahrbegünstigung und 
das Pflegegeld über unserem 
Unternehmen. 

Gesundungskonzept. Klar 
war für uns aber immer, dass 
die ÖBB nicht auf dem Rü-
cken der Beschäftigten - in 
manchen Bereichen haben 
wir sogar zu wenig Personal, 
LeiharbeiterInnen werden 
beschäftigt - saniert werden 
dürfen. Es stimmt mich opti-
mistisch, dass auch die neue 
ÖBB-Spitze dieser Ansicht 
ist und sie die Sanierung 
richtigerweise zuerst auf der 
Finanzierungs- und Struktu-
rebene (etwa beim zentralen 
Einkauf oder auf der Sach-
aufwandsebene) und nicht 
mit einer Frühpensionie-
rungswelle angehen will. 

Interner Arbeitsmarkt. Was 
wir aber für den Erhalt der 
Arbeitsplätze auch brau-
chen, das ist eine gewisse Be-
reitschaft der Beschäftigten 
zur beruflichen Veränderung 
und zum flexiblen Einsatz 
auf einem konzerninternen 
Arbeitsmarkt. Über die Ver-
handlungen mit dem ÖBB-
Management dazu werden 
wir euch selbstverständlich 
auf dem Laufenden halten.     

wilhelm.haberzettl@vida.at 
Vorsitzender  
der Sektion Verkehr

Kaufkraft  
erhalten 

KV Barometer
Gehaltsabschluss ÖBB.  Die ÖBB-Konzernvertretung, 
die Gewerkschaft vida und der Vorstand der ÖBB-Hol-
ding AG haben sich nach sieben schwierigen Verhand-
lungsrunden am 27. September 2010 auf eine Erhöhung 
der Gehälter für die ÖBB-Beschäftigten um 35 Euro bis 
zu einem Gehaltsansatz von 4.110 Euro geeinigt. Der 
monatliche Fixbetrag wird rückwirkend mit 1. Juli 2010 
ausbezahlt, die Laufzeit beträgt 12 Monate.  

Die Nebenbezüge mit Entgeltcharakter wurden eben-
falls mit Wirksamkeit vom 1. Juli 2010 entsprechend der 
Erhöhung der Gehaltsstufe VIIb/7 angehoben. Auch die 
Lehrlingsentschädigungen wurden entsprechend erhöht.

Nähere Informationen für eingeloggte vida-Mitglieder 
auf www.vida.at und bei den BetriebsrätInnen sowie 
in der vida-Bundesfachgruppe Schiene:  
E-Mail: schiene@vida.at

Fo
to

: Ö
BB

/R
ol

an
d 

Ei
se

nb
eu

tl

INFO

Unterschriftenlisten für den Erhalt der Regionalbahnen zum 
Ausdrucken finden Sie auf http://niederoesterreich.vida.at 
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Beim 42. Kongress der 
Internationalen Trans-
portarbeiter-Föderati-
on (ITF) wurden nach 
der globalen Krise die 
Weichen für die Zu-
kunft im Verkehrsbe-
reich gestellt.  

Im Rahmen zweier internationaler Aktionstage der 
ITF-Gewerkschaften wurde gefordert: Gewerk-
schaftsbeitritt kann kein Kündigungsgrund sein.

ITF-Kongress

Nach dem globalen Zu-
sammenbruch der 
Wirtschaft im Zuge 

der Finanz- und Wirtschafts-
krise müsse die ITF jetzt die 
Rechte aller Transportarbeite-
rInnen gegen die Auswüchse 
des globalen Kapitalismus 
schützen, brachte es der frisch 
gewählte neue ITF-Präsident, 
Paddy Crumlin, in seiner An-

Im Rahmen des globalen 
Aktionstages der Internati-
onalen Transportarbeiter-

Föderation (ITF)  haben am 1. 
September KollegInnen der 
Gewerkschaft vida und der 
GPA-djp in einer Protestaktion 
vor dem Verteilerzentrum des 
privaten Paketzustellers UPS 
am Flughafen Wien Schwechat 
an die UPS-Beschäftigten 
Flugblätter verteilt.

trittsrede auf den Punkt. Den 
nach wie vor befände man sich 
„in einer Zeit der langsamen 
und unsicheren Wiederherstel-
lung des Verkehrswesens und 
seiner verwandten Industrien“, 
so der Nationale Sekretär der 
MUA (Maritime Union of Aus-
tralia), am 42. ITF-Kongress, 
der von 5. bis 12. August 2010 
in Mexico City abgehalten 
wurde.

Herausforderungen. Der Kon-
gress war mit 1.376 Teilneh-
merInnen aus 368 Gewerk-
schaften aus 112 Ländern die 
bisher größte Veranstaltung 
und der erste der ITF in La-
teinamerika. „Die uns ange-
schlossenen Arbeiterneh-
merInnen fordern, dass wir 
uns den Herausforderungen 
durch die Krise stellen und als 
neuer Präsident werde ich si-
cherstellen, dass die ITF die-

Gekündigt. BetriebsrätInnen 
aus dem Bereich der Speditio-
nen, anderer Paketdienstleister 
und des Flughafens Wien 
Schwechat haben darüber infor-
miert, dass die Gewerkschaften 
die Wiedereinstellung gekün-
digter UPS-Beschäftigter for-
dern. „Diese Kolleginnen und 
Kollegen sind für die Anerken-
nung des Kollektivvertrages in 
der Türkei einer Gewerkschaft 
beigetreten und wurden dafür 
gekündigt“, kritisierte der stell-
vertretende vida-Vorsitzende 
Wilhelm Haberzettl bereits im 
Vorfeld des Aktionstages.

Solidarität. „Die Fahrer, Lager-
arbeiterInnen und Angestellten 
hatten Verständnis für die im 
Betrieb entstandene Zeitverzö-
gerung und zeigten sich mit 
den betroffenen türkischen 
KollegInnen solidarisch“, freu-
te sich Organisator Harald 
Voitl aus der vida-Bundesfach-
gruppe Straße und ergänzte: 
„Viele der Fahrer haben auch 
über ihre persönliche Situation 

sem Ruf nachkommt“, versi-
cherte Crumlin vor den Dele-
gierten.

Globale Kraft. Die ITF vertritt 
weltweit mehr als 4,6 Millio-
nen Mitglieder aus 760 Ge-
werkschaften und wird von ih-
ren Mitgliedsgewerkschaften 
geleitet. Wichtigstes Organ ist 
alle vier Jahre der Kongress, 
der sich aus den Delegierten 
der Mitgliedsgewerkschaften 
zusammensetzt. PräsidentIn 
und vier VizepräsidentInnen 
aus unterschiedlichen Regio-
nen, GeneralsekretärIn und 
der Vorstand aus 30 Personen 
werden vom Kongress gewählt.

Die Zukunft. Alle ITF-Gewerk-
schaften müssen sich heute mit 
grundlegenden Veränderungen 
im Transportgewerbe ausein-
andersetzen. Die ITF-Mitglie-
der sind immer stärker ge-

zwungen, sich mit einer globa-
lisierten Transportindustrie - 
egal ob auf Schiene, Straße 
oder in der Luft und am Was-
ser – auseinanderzusetzen, bei 
der nationale Gesetze und Re-
geln immer weniger greifen. 
Institutionen wie die Welthan-
delsorganisation, die Weltbank 
und der Internationale Wäh-
rungsfonds setzen neue Welt-
maßstäbe für freie Märkte und 

im Unternehmen erzählt. Das 
zeigt die Notwendigkeit von ge-
werkschaftlicher Organisation 
bei UPS und seinen Service-
partnern.“

Mit Wirkung. Weltweit haben vor 
den UPS-Zentralen in über 50 
Ländern Kundgebungen der ITF 
stattgefunden. Und zwar mit 
Wirkung: Vom US UPS-Manage-
ment wurde die europäische Fir-
menleitung angewiesen, sofort 

Private Paketzustellung

Gespräche mit der türkischen 
Gewerkschaft TÜMTIS wegen 
der Forderung nach Wiederein-
stellung aller 157 gekündigten 
Beschäftigten aufzunehmen. 

Nachschlag. Am 15. September 
legten die ITF-Gewerkschaften 
bereits nach. vida hat dabei wie 
zahlreiche andere europäische 
Gewerkschaften ununterbro-
chen von 8 bis 12 Uhr bei den 
zentralen europäischen UPS-

Gerechtigkeit für die UPS-Beschäftigten!   

Callcentern angerufen und da-
bei eine für das Unternehmen 
deutlich spürbare Verzögerung 
im sonst zu bewältigenden Vo-
lumen der Kundenanrufe her-
gestellt. „Mit dem Blockieren 
der Leitungen ist es uns gelun-
gen, das Management weiter 
wachzurütteln“, bilanzierte 
Georg Eberl, Bundessekretär 
der vida-Sektion Verkehr.

hansjoerg.miethling@vida.at
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ITF-Kongress in Mexiko: Die Verkehrsgewerkschaften rüsten sich 
weltweit für die neuen globalen Herausforderungen.

vida und GPA-djp Protestaktion vor den Toren des Paketzustellers 
UPS am Wiener Flughafen: Stellt unsere KollegInnen wieder ein!

berücksichtigen dabei nur we-
nig die Bedürfnisse der Be-
schäftigten. Die grundsätzliche 
Herausforderung für die ITF 
ist es, politische Wege und Ar-
beitsmethoden zu finden, die es 
ihr erlauben, auf die neue glo-
bale Entwicklung zu reagieren 
und dabei zugleich ihren Basis-
werten treu zu bleiben.    

hansjoerg.miethling@vida.at

„Wir stellen uns  
den Herausforderungen“ 
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Wenn die Tage kürzer 
werden und die Blät-
ter von den Bäumen 

fallen, kommt der Herbst. Eine 
Jahreszeit, auf die viele Arbeit-
nehmerInnen gespannt bli-
cken. Denn mit Herbstbeginn 
starten alljährlich die Kollek-
tivvertragsverhandlungen. Zu-
gleich ist das die Zeit, in der 
aus Wirtschaft und Politik be-
sonders abstruse Vorschläge 
dringen.

Vorgeplänkel. Flexiblere Ar-
beitszeiten seien nötig. Die 
Wettbewerbsfähigkeit der hei-
mischen Betriebe dürfe nicht 
gefährdet werden, ruft die Ar-
beitgeberseite. Auch manche 
PolitikerInnen stimmen in den 
Chor ein. Eine Nulllohnrunde 
sei nötig, denn aufgrund der 
Kosten für die Krisenbewälti-
gung seien die Budgets der öf-
fentlichen Haushalte ange-
spannt, heißt es. Heuer wurde 
von manchen PolitikerInnen – 
nicht zuletzt aufgrund der 
Wahlen in Wien und der Steier-
mark – noch ein Schäuferl 
nachgelegt. Von Christine Ma-
rek, ihres Zeichens Familien-
staatssekretärin und ÖVP-Kan-
didatin bei der Wien-Wahl, 
stammt die Forderung, dass 
MindestsicherungsbezieherIn-
nen zu gemeinnütziger Arbeit 
verpflichtet werden sollen.

Gratisarbeit. Wer Mindestsi-
cherung bezieht, muss schon 
jetzt jede zumutbare Arbeit an-
nehmen. Wenn Marek meint, 
MindestsicherungsbezieherIn-
nen sollten von den Gemeinden 
zum Rasenmähen, Straßenkeh-
ren oder zur Mithilfe in Pflege 
und Betreuung herangezogen 
werden, tut sie keiner Familie 
etwas Gutes. Gratisarbeit statt 

Schluss
mit lustig 

Kommentar

Foto: Lisi Gradnitzer

aktiver Jobsuche? Lohndum-
ping in Pflege und Betreu-
ung durch zwangsverpflich-
tete Arbeitslose? Und wie 
steht es um die Qualität, 
wenn Menschen, die weder 
die Qualifikation noch mög-
licherweise die Eignung für 
den Beruf haben, zur Betreu-
ung alter und kranker Men-
schen herangezogen werden?

Für faire Löhne. Österreich 
hat die Krise relativ gut ge-
meistert, weil durch Kon-
junkturpakete, Kurzarbeit 
und weitere Maßnahmen die 
Kaufkraft gestärkt wurde. 
Folgen nun Gratisarbeit, 
Nulllohnrunden und Lohn-
drückerei, hätte das auch für 
die Wirtschaft negative Fol-
gen. Ganz abgesehen davon, 
dass gute Arbeit – insbeson-
dere im Sozial- und Gesund-
heitsbereich – der Gesell-
schaft auch finanziell etwas 
wert sein muss. In salbungs-
vollen Reden auf Pflege und 
Betreuung als Zukunftsbran-
che hinzuweisen, und zu-
gleich Nulllohnrunden und 
Gratisarbeit zu forcieren, das 
passt nicht zusammen. Aus, 
Schluss mit lustig, schweigt! 
– möchte man angesichts 
derart undurchdachter Vor-
schläge rufen. Höhere Ein-
kommen sind ein Muss, um 
genügend Arbeitskräfte für 
die Pflege und Betreuung zu 
gewinnen. vida wird diese 
Forderung mit Vehemenz 
bei den bevorstehenden Kol-
lektivvertragsverhandlungen 
einbringen.

willibald.steinkellner@vida.at
Vorsitzender der Sektion 
Soziale, Persönliche Dienste 
und Gesundheitsberufe

Datenschutz verletzt

Daten über die Gesund-
heit gelten als sensible 
Daten, die besonders 

schutzwürdig sind. Diese Daten 
gehen weder den Chef noch die 
KollegInnen etwas an. Helga 
Kien, Betriebsratsvorsitzende im 
Orthopädischen Spital Speising, 
kam durch Zufall dahinter, dass 
ihr Betrieb den Datenschutz in 
dieser Frage einfach ignorierte. 
vida im Gespräch mit der Be-
triebsrätin über den langen Weg 
bis zur Löschung der Daten aus 
dem PatientInnensystem.

vida: Wie haben Sie davon erfah-
ren, dass die Gesundheitsdaten 
der Beschäftigten im SAP-Pati-
entInnensystem abgespeichert 
waren?

H. Kien: Bei einer Arbeitsaus-
schusssitzung hat sich eine Ar-
beitsmedizinerin verplaudert. 
So habe ich mitbekommen, dass 
die Befunde aus Einstellungs-
untersuchungen, aber auch von 
den Strahlenschutzuntersu-
chungen im SAP-System abge-

Durch Zufall stieß 
die Betriebsrätin 
eines Krankenhauses 
darauf, dass die Ge-
sundheitsdaten der 
Beschäftigten im 
SAP-PatientInnensys-
tem abgespeichert 
und damit für fast alle 
im Betrieb frei ein-
sehbar waren. 

speichert werden. Dann habe 
ich zu recherchieren begonnen: 
Einige Beschäftigte haben mir 
ihr Einverständnis gegeben, 
dass ich ihre Daten einsehen 
darf und natürlich auch die 
KollegInnen aus dem Betriebs-
ratsteam. Bei der Sichtung der 
Daten bin ich drauf gekommen, 
dass bei den Einstellungsunter-
suchungen ohne Zustimmung 
der Betroffenen auch HIV-Tests 
gemacht wurden.

vida: Wie hat die Geschäftslei-
tung reagiert, als Sie sie auf 
die Datenschutzverletzung auf-
merksam gemacht haben?

H. Kien: Ich möchte unserem 
Unternehmen nicht unterstel-
len, dass der Verstoß gegen den 
Datenschutz aus böser Absicht 
geschah. Das Ganze ist eher im 
Routinebetrieb passiert, weil 
das Wissen und die Sensibi-
lität fehlten. Dennoch war es 
ein langwieriger Weg bis zur 
Löschung der Befunde aus dem 
PatientInnensystem. Insgesamt 
waren wir mit der Klärung der 
Angelegenheit – unter Mitwir-
kung eines Anwalts und von 
DatenschutzexpertInnen – an 
die neun Monate beschäftigt.  

vida: Was ist mit den Befunden 
der Beschäftigten geschehen?

H. Kien: Die Daten wurden aus 
dem SAP-System exportiert 
und auf eine CD gespeichert. 
Wir vom Betriebsrat haben 
diesen externen Datenträger 
an unseren Strahlenschutzbe-
auftragten übergeben, der ver-
wahrt die CD jetzt in einem 
Tresor. Jeder und jede Mitarbei-
terin erhält bei Bedarf seine Be-
funde mittels pdf-Datei. Diese 

Zugriffe müssen in einem Log-
buch protokolliert werden und 
sowohl vom betroffenen Mitar-
beiter als auch vom Strahlen-
schutzbeauftragten unterzeich-
net werden. Der Betriebsrat 
hat das Recht, dieses Logbuch 
jederzeit zu prüfen. Vereinbart 
haben wir diese Regelung mit 
der Geschäftsführung in einer 
Betriebsvereinbarung.

vida: Hat sich beim Umgang mit 
neu eintretenden Mitarbeite-
rInnen etwas geändert? 

H. Kien: Ja, es gibt bei uns keine 
Einstellungsuntersuchungen 
mehr. Die Arbeitsmedizinerin 
macht nur mehr eine münd-
liche Anamnese, aber keine 
Blutuntersuchungen. Andere 
Untersuchungen, die gesetz-
lich vorgeschrieben sind, wie 
die Kontrolluntersuchung nach 
dem Strahlenschutzgesetz für 
Leute, die im exponierten Be-
reich arbeiten, werden weiter 
durchgeführt. Aber es gilt die 
freie Arztwahl. Für jene Be-
schäftigten, die diese Untersu-
chung hausintern durchführen 
lassen, ist gesichert, dass die 
Daten nicht mehr im Patient-
Innensystem auftauchen. 

vida: Wie haben die Beschäf-
tigten auf den Vorfall reagiert?

H. Kien: Ganz unterschiedlich. 
Manche waren total empört, 
anderen war das relativ egal. 
Vermutlich sind wir nicht das 
einzige Krankenhaus, wo die 
Gesundheitsdaten der Beschäf-
tigten im PatientInnensystem 
abgespeichert wurden. Aber bei 
uns ist es eben aufgeflogen. 

martina.fassler@vida.at

„Sind vermutlich  
kein Einzelfall“
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Erfolg für Betriebsrätin Helga Kien. Die Gesundheitsdaten der 
Beschäftigten sind nun vor missbräuchlichen Zugriffen sicher.

SEMINARtipp

Das neue Kursprogramm für  Wien ist da.
Der Fachauschuss der FrisörInnen und 
KosmetikerInnen in der AK Wien und die 
vida-Bundesfachgruppe Wellness bieten 
gemeinsam für den Herbst/Winter 2010 
und das erste Halbjahr 2011 wieder eine 
Reihe von Aus- und Weiterbildungskursen 
für FrisörInnen, KosmetikerInnen und 
FußpflegerInnen an. Von umfassenden 
Vorbereitungskursen für die Lehrab-
schlussprüfung über Kommunikationsseminare bis zu Schneide-
und Make-up-Profikursen reicht das Programm. Die Kurse sind 
für Lehrlinge und WiedereinsteigerInnen gedacht.

Das Seminarprogramm als Download finden Sie im Internet unter 
http://soziales-gesundheit.vida.at.  Alle Kurse einzeln aufgelistet 
gibt es zudem auf www.fachausschuss.com



Laut unserer Rechtsord-
nung sollte es eine klare 
Sache sein: Möchte ein 

Unternehmen personenbezoge-
ne Daten der Beschäftigten 
elektronisch verarbeiten, die 
über die Ermittlung allgemei-
ner Angaben zur Person hinaus-
gehen, dann ist der Abschluss 
einer Betriebsvereinbarung nö-
tig. „Wenn zum Beispiel Daten 
über das Arbeitsverhalten, über 
Krankenstandszeiten und indi-
viduell erbrachte Leistungen 
verknüpft werden, dann ist eine 
Betriebsvereinbarung erforder-
lich“, erzählt Marion Marchi. 
Als Datenschutzbeauftragte des 
Krankenhauses der Barmherzi-
gen Schwestern in Wien weiß 
Marion Marchi gut über die 
Rechtslage Bescheid. Als Be-
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triebsrätin engagiert sie sich 
nun – gemeinsam mit Betriebs-
ratsvorsitzender Elfriede Birke 
und den anderen Mitgliedern 
des Betriebsratsteams – für die 
Einhaltung dieser Rechte in ih-
rem Unternehmen.

Widersprüchlich.  So scheint 
die Geschäftsführung des 
Krankenhauses zu agieren, 
wenn es um das Thema Daten-
schutz geht. Einerseits hat das 

Unternehmen 2008 freiwillig 
eine Datenschutzbeauftragte 
eingesetzt. In dieser Funktion 
informiert Marion Marchi die 
Beschäftigten bei Einführungs-
tagen und Beratungen über den 
Datenschutz, insbesondere in 
Bezug auf die PatientInnen. 
Andererseits verweigert das 
Unternehmen dem Betriebsrat 
nun seit mehreren Monaten 
den Abschluss einer Betriebs-
vereinbarung über den Einsatz 

vida unterstützt im Krankenstand entlassenen 
Koch beim Einklagen der Kündigungsent-
schädigung und weiterer offener Ansprüche.

der personenbezogenen Daten 
verarbeitenden Systeme (SAP-
Betriebsvereinbarung). „Dabei 
ist bei uns das SAP-HR-Pro-
gramm in der Personalverwal-
tung im Einsatz, gekoppelt mit 
dem Dienstplanprogramm 
ALEX. Damit kann man zum 
Beispiel ganz einfach gegen-
überstellen, wie viele Kranken-
standstage einzelne Mitarbeiter-
Innen haben und vieles mehr. 
Selbst wenn derlei Daten zu po-

Datenschutz und Mitbestimmung

Evangelisches Krankenhaus

Entlassener Küchenchef  
zieht vor Gericht

Mehr als acht Jahre war 
Andreas Ettenfellner 
im Evangelischen 

Krankenhaus in Wien beschäf-
tigt. Als Küchenchef mit 23 
MitarbeiterInnen kümmerte 
sich der gelernte Koch um die 
Verköstigung der PatientIn-
nen in dem Privatkranken-
haus mit rund 280 Betten. 
„In den vergangenen Mo-
naten hatte ich große Prob-
leme mit meiner Schulter. 
Meine Physiotherapeutin 
riet mir dringend zu einer 

Operation“, erzählt der 
39-Jährige. Die Operation wur-
de für Mitte Juni angesetzt. 
„Da ich wusste, dass meine 
Stellvertreterin mit August ihre 
Pension antreten wollte, mach-
te ich der Personaldirektorin 
Vorschläge, wer die Küchenlei-

tung interimistisch überneh-
men könnte, für den Fall, dass 
ich bei der Pensionierung mei-
ner Stellvertreterin noch nicht 
aus dem Krankenstand zurück 
wäre. Die Personaldirektorin 
zeigte an diesen Vorschlägen 
aber damals kein Interesse“, 
berichtet Ettenfellner.

Anruf im Krankenstand. Nach 
der Operation erreichte den 
Küchenchef im Krankenstand 
ein Brief seines Arbeitgebers. 
Er solle in den Betrieb kom-
men, um über die Vertretung zu 
beratschlagen. Aufgrund seines 
schlechten Gesundheitszustan-
des lehnte Andreas Ettenfellner 
das ab. Wenige Tage später, am 
9. Juli, erhielt er per Post die 
Kündigung zugestellt. „Aller-
dings hat die Geschäftsleitung 
zu einer falschen Frist und mit 
einem falschen Termin gekün-
digt. Als letzter Arbeitstag wur-
de der 15. Oktober angeführt, 
rechtlich korrekt hätte es der 

31. Dezember sein müssen“, er-
klärt Juristin Gertrude Oel-
mack vom vida-Rechtsreferat. 

Entlassen. Doch damit ist der 
Fall nicht zu Ende. Im August 
folgte dann die fristlose Entlas-
sung. Als Grund nannte die Ge-
schäftsleitung, der Küchenchef 
habe versucht, einen Mitarbei-
ter aus dem Betrieb abzuwer-
ben. „An dem Vorwurf ist 
nichts dran. Ich habe von ei-
nem Stellenangebot erfahren, 
das für mich nicht infrage kam 
und einige Bekannte darüber 
informiert. Darunter einen 
Koch, der vergangenen Som-
mer aushilfsweise im Evangeli-
schen Krankenhaus gearbeitet 
hat. Der informierte mich dann 
bei diesem Telefonat, dass er 
nicht mehr auf Jobsuche sei, 
weil er mein Nachfolger als Kü-

sitiven Zwecken genutzt wer-
den, zum Beispiel weil man Er-
kenntnisse für eine bessere Prä-
vention im Betrieb gewinnen 
will, dürfen die Daten nicht 
ohne Betriebsvereinbarung ver-
arbeitet werden. Momentan ist 
für uns vom Betriebsrat nicht 
nachvollziehbar, welche Daten 
erhoben und verknüpft werden 
und wer worauf Zugriff hat. 
Das gehört, wie im Arbeitsver-
fassungsgesetz vorgesehen, in 
einer Betriebsvereinbarung ge-
regelt“, sagt Marchi.

Schmalspurversion. Von der 
Geschäftsführung kam nach ei-
nigen Verhandlungsrunden nur 
das Angebot für eine – auch aus 
Sicht von externen Daten-
schutzexpertInnen – viel zu 
eng gefasste Vereinbarung. 
„Dabei gibt es in fast allen an-
deren Wiener Häusern der Vin-
zenz Gruppe, zu der wir gehö-
ren, eine SAP-Betriebsverein-
barung. Wir lassen uns jeden-
falls nicht mehr länger 
hinhalten“, sagt Betriebsrats-
vorsitzende Elfriede Birke. Der 
Betriebsrat hat deshalb einen 
Anwalt eingeschaltet, der nun 
eine Unterlassungsklage vor-
bereitet. 

martina.fassler@vida.at

Betriebsrat klagt auf Unterlassung   

chenchef im Evangelischen 
Krankenhaus werden würde“, 
erinnert sich Ettenfellner.

Viel Geld. „Wir vermuten, dass 
die Entlassung erfolgte, damit 
sich das Krankenhaus die Ab-
fertigung und die Kündigungs-
entschädigung erspart. Wir ha-
ben die offenen Ansprüche ein-
gefordert, aber das Kranken-
haus ließ die Zahlungsfrist 
ungenützt verstreichen. Des-
halb wird der Fall nun vor Ge-
richt landen“, sagt vida-Bun-
desfachgruppensekretär Rudolf 
Wagner. Insgesamt waren zu 
Redaktionsschluss offene An-
sprüche des Küchenchefs an 
seinen Arbeitgeber in Höhe 
von mehr als 42.000 Euro aus-
ständig.

martina.fassler@vida.at

Im Krankenhaus der 
Barmherzigen Schwe-
stern in Wien werden 
seit einigen Jahren 
personenbezogene 
Beschäftigtendaten 
elektronisch erfasst, 
ohne dass es dafür eine 
Betriebsvereinbarung 
gibt.
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Welche Beschäftigtendaten werden erhoben? Wer hat Zugriff 
darauf? Das gehört in einer Betriebsvereinbarung geregelt.

Fragen rund ums Arbeitsrecht?

Sie arbeiten in einer Privatkrankenanstalt und haben Fra-
gen zum Kollektivvertrag oder sonstigen arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen?
Die vida-Bundesfachgruppe für Gesundheits-, Heil- und 
Pflegeberufe ist für Sie da. Kontakt: Rudolf Wagner,  
Tel: 01/53 444-79-620, E-Mail: gesundheit@vida.at
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Tirols Tourismus durfte 
sich in den Sommermo-
naten über eine erfreuli-

che Nachricht nach der ande-
ren freuen. Die beste Sommer-
saison seit 20 Jahren, tönt es 
aus den Reihen der Arbeitgeber-
Innen. Nur der arbeitende Teil 
der Branche schaut einmal 
mehr durch die Finger.

Beispiel. Emma T. arbeitet als 
gelernte Köchin in einem Un-
ternehmen im Großraum 
Innsbruck. Für eine 40-Stun-
den-Woche verdient sie 1.035 
Euro netto. Tatsächlich ver-
bringt sie 48 Stunden bei einer 
Sechs-Tage-Woche an ihrem 
Arbeitsplatz und erhält dafür 
monatlich 1.220 Euro netto. 
Drei Monate im Jahr wird sie 
arbeitslos gemeldet und erhält 

Working poor

dafür 570 Euro. Für ihre 
50-Quadratmeterwohnung in 
Innsbruck muss sie monatlich 
660 Euro berappen, was wiede-
rum ein großes Problem in den 
Monaten der Arbeitslosigkeit 
darstellt. Doch auch in ihren 
Verdienstmonaten bleiben ihr 
kaum mehr als 400 Euro übrig, 
um ihre weiteren Ausgaben 
wie etwa die teuren Fahrtkos-
ten zu bewältigen.

Alarmierend. Für Fälle dieser 
Art wird eine defekte Wasch-
maschine schnell zu einem fi-
nanziellen Horrorszenario. 
Emma T. ist jedoch kein Ein-
zelfall in der Branche, die Si-
tuation ist alarmierend: Mehr 
als die Hälfte der rund 35.000 
Tiroler Tourismusbeschäftig-
ten leiden unter den Arbeits-
bedingungen und der miserab-
len Bezahlung in der – wie es 
oft heißt – florierenden Bran-
che. Das finanzielle Manko 
muss durch Zuwendungen von 
(Ehe-)Partnerinnen, Eltern 
oder Großeltern kompensiert 
werden, um halbwegs über die 
Runden zu kommen. 

Working poor. Die österreichi-
sche Armutskonferenz warnt 
vor diesem Phänomen, tausen-
de Tiroler Tourismusbeschäf-

tigte sehen sich bereits damit 
konfrontiert. Sie benötigen So-
zialhilfe, obwohl sie einer Er-
werbstätigkeit nachgehen oder 
Arbeitslosengeld beziehen. 
„Es darf nicht sein, dass Men-
schen wie Emma T. 48 Stunden 
in der Woche arbeiten und von 
ihrem Einkommen den Le-
bensunterhalt dennoch nicht 
bestreiten können“, meint vida 
Tirol-Sekretär Roland Müller.

Dumpingpreise. Durch die Ent-
wicklung der letzten Monate 
„verjubeln“ Hoteliers ihre Zim-
mer zu  Dumpingpreisen, da-
mit steigt natürlich auch der 
Lohndruck auf die Beschäftig-
ten weiter an. „Das Wissen bei 
den UnternehmerInnen, was 
eine angebotene Leistung über-
haupt wert ist oder welche Kos-
ten sie verursacht, scheint ab-
handen gekommen zu sein“, 
kritisiert der Gewerkschafter. 
Vermehrte Aus- und Weiterbil-
dung abseits der Saison, eine 
dementsprechende Absiche-
rung sowie saisonverlängernde 
Maßnahmen könnten die Ar-
mutsfalle Tourismus beseitigen 
und gleichzeitig auch der 
ArbeitgeberInnenseite zugute 
kommen.

tirol@vida.at

Die Diskrepanz zwischen 
den Gehältern im obe-
ren Management und 

den untersten Verdienstgruppen 
durch die Anhebung des Min-
destlohns ein klein wenig zu 
reduzieren, ist eine Frage der 
Gerechtigkeit. Sonst steigt die 
Zahl der working-poor, also der 
Menschen, die Vollzeit arbeiten 
und mit ihren Familien trotzdem 
nicht ohne Zuschüsse und Förde-
rungen leben können, weiter an.

Nächster Schritt. Der von den 
Kollektivvertragspartnern ver-
einbarte Mindestlohn von 1.000 
Euro ist ein guter und wichtiger 
Schritt gewesen, davon haben 
30.000 Menschen - vor allem 
Frauen - profitiert. Jetzt ist es 
aber an der Zeit, den nächsten 
Schritt zu gehen. In Österreich 
gibt es noch immer rund eine 
Million Menschen, die armuts-
gefährdet sind.

Existenzsicherung. „Kein Aus-
kommen mit dem Einkommen“, 
sagt der aktuelle Arbeitsklima-
index – das gilt für jeden 10. 
Berufstätigen in Österreich. Bei 
den Frauen ist die Situation 
noch dramatischer: Jede zweite 
Arbeitnehmerin kommt nicht 
oder mehr schlecht als recht mit 
ihrem Einkommen aus. Frauen 
können also zu einem großen 
Teil von ihrem Lohn nicht leben, 
obwohl sie 40 Stunden arbeiten. 
Ein eigenes Existenz sicherndes 
Einkommen ist jedoch die 
Grundvoraussetzung dafür, dass 
Frauen sicher, selbstbestimmt 

und unabhängig leben können.

Lohngerechtigkeit. Niemand 
sollte hierzulande mit einer 
Vollzeitbeschäftigung von 
Armut betroffen sein. Die 
weitere Anhebung des Min-
destlohns wäre darum ein 
längst fälliger Schritt für 
mehr Lohngerechtigkeit und 
zur Befreiung der Frauen 
aus finanziellen Abhängig-
keiten. Umso begrüßens-
werter ist der neuerliche 
Vorstoß von Frauenministe-
rin Gabriele Heinisch-Hosek 
in Richtung 1.300 Euro Min-
destlohn. ÖGB und vida for-
dern seit langem die Durch-
setzung von mindestens 
1.300 Euro Brutto-Lohn bei 
Vollzeitarbeit. 

Druck nach unten. Die Vor-
schläge von ÖVP Wien-Chefin 
Christine Marek, eine Arbeits-
pflicht für Langzeitarbeitslose 
einzuführen, torpedieren je-
doch die Bemühungen, einen 
vernünftigen Mindestlohn 
durchzusetzen. Auf diese Wei-
se würde eine Gruppe von Bil-
ligarbeitskräften geschaffen, 
die zum Mindestsicherungsta-
rif arbeiten, die vorhandenen 
Lohnstrukturen umgehen 
und somit einen Druck nach 
unten erzeugen. Das kann 
nicht die Lösung sein!

renate.lehner@vida.at
Bundessektionssekretärin  
der Sektion Private 
Dienstleistungen

Foto:  Lisi Gradnitzer

Mindestlohn 
kommt IHM  
und IHR zugute  

Kommentar

Kein Auskommen 
mit dem Einkom-
men: Trotz allen 
Jubelmeldungen des 
Tiroler Tourismus 
bleiben die Beschäf-
tigten auf der Strecke.

Armutsfalle  
Tourismus

http://private-dienstleistungen.vida.at

Dem Tiroler Tourismus geht es Wirtschaftsmeldungen zufolge sehr 
gut, die Beschäftigten der Branche spüren aber nichts davon.

Kaske: „Es muss sich für die Beschäftigten lohnen“
Tourismus-Arbeitsmarktgipfel im Herbst 2010
Im Herbst 2010 wird der vierte Arbeitsmarktgipfel der Sozi-
alpartner zur Zukunft der Beschäftigung im Tourismus statt-
finden. In Hinblick auf die demografische Entwicklung ist 
es unumgänglich, daran zu arbeiten, die Arbeitsbedingungen 
im Tourismus zu verbessern.

Neue Maßnahmen. „Eine reine Imagekampagne ist sicherlich 
zu wenig, professionelle Maßnahmen sind gefragt“, meint 
vida-Vorsitzender Rudolf Kaske. Die Gewerkschaft vida wird 
mit den VertreterInnen der Tourismuswirtschaft Maßnah-
men ausarbeiten, um MitarbeiterInnen an die Branche und 
an ihren Beruf binden zu können. „Die Angebote an Ausbil-
dung und Qualifizierung sind neben einer fairen Entlohnung 
die wichtigsten Eckpfeiler für eine konkurrenzfähige Bran-
che. Denn wenn es sich für die Beschäftigten lohnt, wird der 
Tourismus auch wieder attraktiv sein“, so Kaske.

Ausbildungsprämie. Ein Thema wird dabei auch die Lehr-
lingsprämie sein. Kritik übt Kaske an der Auszahlungspraxis 
der Ausbildungsprämie: „Es kann ja wohl nicht sein, dass 
die Chefs kassieren, während die Jugendlichen, die sich die 
Honorierung ihrer Leistung verdient hätten, leer ausgehen.“ 
Daher fordert die Gewerkschaft vida „Halbe-halbe“ bei der 
Ausbildungsprämie.



Die Abschaffung des 
HausbesorgerInnenge-
setzes im Jahr 2000 hat 

zunächst viel Beifall bekom-
men. Bald mussten MieterIn-
nen und Wohnungseigentümer-
Innen aber feststellen, dass da-
durch die Betreuungsqualität 
sehr stark gelitten hat. Dieses 
Faktum hat Maria Wodounik, 
Betriebsratsvorsitzende der 
Bauen und Wohnen GmbH 
dazu veranlasst, für die Einfüh-
rung der „HausbesorgerInnen 
neu“ im Unternehmen zu 
kämpfen.  

Überzeugt. Nun konnte die en-
gagierte Betriebsrätin auch die 
Geschäftsleitung überzeugen. 
In Zukunft soll – soweit als 
möglich – die Betreuung der 
Wohnanlagen durch Arbeit-
nehmerInnen erfolgen, die in 
einem regulären Dienstverhält-
nis zur BUWOG stehen. Die 
mit der Aufgabenstellung ver-
bundenen arbeitsrechtlichen 
Probleme konnten in Zusam-
menarbeit mit den Rechtsex-

pertInnen der Gewerkschaft 
vida und der AK gelöst werden. 

Befragung. Unterstützung kam 
auch den betroffenen KundIn-
nen: In den regelmäßigen Be-
fragungen von Seiten der BU-
WOG konnte man herauslesen, 
dass die KundInnen in von 
HausbesorgerInnen betreuten 
Wohnhausanlagen in der Regel 
mit der Betreuungsqualität 
weitaus zufriedener sind als 
KundInnen in Wohnanlagen, 
die durch Drittfirmen betreut 
werden. 

Betriebskosten. Außerdem 
wurde ein Entlohnungsschema 
– basierend auf dem Mindest-
lohntarif HausbetreuerInnen 
Österreich (Lohnschema B) – 
mit dem Management der BU-
WOG ausgehandelt, dass si-
cherstellt, dass die Umstellung 
auf die „HausbesorgerInnen 
neu“ nicht höhere Betriebskos-
ten bedeutet. Die ersten ehe-
maligen freien Dienstneh-
merInnen der BUWOG wurden 

Das Modell der „HausbesorgerInnen neu“ in der BUWOG ist 
ein Best-Practise-Beispiel - ohne Mehrkosten für die Mieter-
Innen. Unterstützung bekam die Betriebsrätin von den Kun-
dInnen, die sich mehr Betreuungsqualität wünschten.

bereits in neue Dienstverhält-
nisse umgestellt, der erste 
Hausbetreuer bereits beschäf-
tigt, ohne dass dabei Mehrkos-
ten für die HausbewohnerIn-
nen entstanden. 

Pläne. „Der Erfolg gibt uns 
Recht“, freut sich Wodounik. 
Die Betriebsrätin will sich wei-
terhin engagieren: „Nun ist ge-
plant, weiteren freien Dienst-
nehmerInnen ein Umstiegsan-
gebot zu machen, um auch die-
sen Beschäftigten die 
Möglichkeit zu geben, ihre Ar-
beit als ordentliche Arbeitneh-
merInnen der BUWOG bzw. 
der Wohnungseigentümerge-
meinschaft zu verrichten.“ 
Fazt: Konsequente Arbeit und 
Zähigkeit gehört zum Hand-
werk unserer BetriebsrätInnen 
und kann am Ende auch für 
alle Seiten zu einem positiven 
Ergebnis führen.

Ohne Mehrkosten. Enttäuscht 
zeigt sich die Betriebsrätin je-
doch von der Haltung der ÖVP, 

Mit dabei ein vierköpfi-
ges Team aus Öster-
reich, bestehend aus 

einer Köchin und drei Köchen. 
Gestartet wird für die AGÖ (Ar-
beitsgemeinschaft Großküchen 
Österreich). Die Köchin Wal-
traud Hanetseder ist viermalige 
Preisträgerin des „Goldenen 

Reindl“ in Wien und in der 
Sonderkrankenanstalt Bad 
Schallerbach der PVA beschäf-
tigt. Darüber hinaus ist sie auch 
engagierte Betriebsratsvorsit-
zende der ArbeiterInnen dieser 
Sonderkrankenanstalt.  

Menü. Das Österreich-Team 
tritt in der Kategorie „Gemein-
schaftsverpflegung“ an. Dabei 
gilt es ein mediterranes Menü 
mit Suppe, drei Hauptgerich-
ten, Salatbuffet und Dessert für 
150 Gäste zu kreieren und zu-
zubereiten. Neben der Gau-

menfreundlichkeit ist auch die 
Präsentation der Gerichte ein 
wesentlicher Bestandteil des 
Bewerbs.

Motto. Ziel der ehrgeizigen 
Betriebsrätin und ihres Teams 
ist es natürlich, eine Medaille 
für Österreich zu erringen. Ihr 
Motto, das sie schon weit ge-
bracht hat: „Alle Dinge sind 
schwer, bevor sie leicht wer-
den.“ vida drückt die Daumen 
für den Wettkampf!

ines.schmied@vida.at

„Andere reden, wir handeln“

Koch-WM in Luxemburg
mit Österreich-Beteiligung

Hausbetreuung

International

Rund 45 internatio-
nale Teams nehmen 
im Rahmen der Fach-
messe EXPOGAST 
2010 von 20. bis 24. 
November am tradi-
tionellen „Culinary 
World Cup“, der 
Koch-WM in Luxem-
burg, teil. 

15TOPINFOOktober 2010
www.vida.at

Ihre Kochkunst führt vida-BR Waltraud Hanetseder  
bis nach Luxemburg.

Armutsfalle  
Tourismus

http://private-dienstleistungen.vida.at

Betriebsratsvorsitzende Maria Woudonik (l.) konnte 
die Geschäftsleitung überzeugen: Die BUWOG geht 
mangels gesetzlicher Regelung einen eigenen Weg. 

insbesondere der Wiener Lan-
desgruppe, die eine bundeswei-
te einheitliche gesetzliche Re-
gelung ablehnt. „Mit dem Mo-
dell der HausbesorgerInnen 
neu in der BUWOG wurde der 
Beweis erbracht, dass es ohne 
Privilegien und ohne Mehrkos-

ten für die MieterInnen und 
WohnungseigentümerInnen 
funktionieren kann“, zeigt sich 
auch vida-Bundesfachgruppen-
sekretärin Ursula Woditschka 
zufrieden. 

ines.schmied@vida.at
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Menschen bei vida

Horst Pammer

Seit April 2010 ist Horst 
Pammer vida Vorsitzender 
in Niederösterreich.

Der Weg zu vida. Horst Pammer 
war bereits in der Gewerkschaft 
der Eisenbahner als Personal-
vertreter bzw. Betriebsrat aktiv. 
Zuletzt hat er als freigestellter 
Betriebsrat bei der ÖBB Infra-
struktur Betrieb AG im Bereich 
Netzbetrieb die Fahrdienstleiter-
Innen und Betriebsbediensteten 
vertreten. Als Mitglied im Lan-
despräsidium und -vorstand hat 
der 42-Jährige auch die Grün-
dung der Gewerkschaft vida 
hautnah miterlebt. „Dass ich 
jetzt die Chance habe, vida Nie-
derösterreich als Vorsitzender zu 

Die Zeitschrift der Abteilung EU & Internationales der AK-Wien fokus-
siert dabei auf Themen an der Schnittstelle von Politik, Recht und 
Wirtschaft. Dabei werden nicht nur die Prozesse in den europäischen 

Institutionen beschrieben, sondern auch Alternativen zur Vorherrschaft des 
Neoliberalismus entwickelt. Kurze Artikel informieren über aktuelle Themen, 
Langbeiträge geben den Raum für grundlegende Analysen. Buchbesprechun-
gen bieten eine kritische Übersicht über aktuelle Publikationen.

Jetzt kostenlos bestellen…
unter http://wien.arbeiterkammer.at/infobrief-bestellen

ist der  
Kilometer-Mann

gestalten und auf Basis der zehn 
vida-Regionen weiterzuentwi-
ckeln, ist eine Herausforderung 
und eine tolle Sache zugleich“, 
erzählt der gebürtige Wiener 
Neustädter.

Der berufliche Alltag. Zurzeit ist 
der berufliche Alltag von Horst 
geprägt von der Diskussion um 
die Regionalbahnen in Nieder-
österreich. „Uns geht es darum, 
die Politik zu überzeugen, die 
Schienenwege, die vom Land 
Niederösterreich übernommen 
wurden, im Sinne der Pendler-
Innen zu erhalten“, erklärt 
Horst. „Ich spule wöchentlich 
rund 2.500 Kilometer mit dem 
Auto herunter, um bei unseren 

Mitgliedern und FunktionärIn-
nen vor Ort zu sein. Für mich 
als Eisenbahner eine gewaltige 
Umstellung, denn das heißt 
Schaltknüppel statt Laptop-
Tastatur. Die Fahrzeit kann ich 
nicht mehr für die notwendi-
gen Arbeiten am Laptop nut-
zen. Diese Zeit geht mir etwas 
ab, aber der direkte Kontakt 
hat bei mir oberste Priorität“, 
meint Horst.

Was mir wichtig ist, zu sagen. 
„Erfolgreiche Gewerkschaftsar-
beit kann nur mit einer funktio-
nierenden Basis erreicht wer-
den. Mit dem Modell der zehn 
vida-Regionen mit ihren 51 
Ortsgruppen haben wir das 
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Editorial

Liebe Leserin! Lie
ber Le

ser!

Vor Ih
nen liegt doppelt Neues. 

 Durch professio
nelles La

yout 

ersch
einen wir in

 neuem Gewand. 

Auch inhaltlich
 haben wir uns 

bemüht, die internationalen Brenn-

punkte durch neue Formate besser 

zu fokussie
ren: La

ngbeiträge als 

Raum für grundlegende Analysen. 

Damit st
arten Markus Marterbauer 

und Lukas Oberndorfer. Erste
rer 

zeigt auf, dass s
imultanes Kon-

solidieren die EU in den nächsten 

Abschwung führen könnte. Zweiterer 

setzt s
ich mit dem Monti-B

erich
t – 

dem Versuch eines neuen Konsenses 

für eine angebotseitige Binnen-

marktpolitik – auseinander. Produk-

tion von Konsens und Disse
ns darin 

spielen Bücher eine wichtige Rolle. 

Daher eröffnen wir m
it zw

ei Rezensi-

onen eine neue Rubrik: Die Buchbe-

sprechung. Die bekannten Stärken 

unserer Zeitsch
rift b

leiben erhal-

ten: aktuelle Themen informativ & 

prägnant aufbereitet. D
as ze

igen 

Elisabeth Beer, N
orbert Templ, Ir

is 

Strutzm
ann, Walter Sauer & Susan 

Leather mit ih
ren Beiträgen zu  

Investiti
onssch

utzabkommen, 

Wachstumshindernisse
n, Handels-

politik (EU – Kanada) und HIV/Aids. 

Ebenso setzt C
laudia Schürz u

nseren 

China-Schwerpunkt fort. D
iesmal: 

WanderarbeiterInnen.

 

Ihr AK Redaktionsteam

Seit B
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chaftskrise ist es  

der EU gelungen, durch pragmatisch
e Notfallmaßnahmen das  

Banken system, die Konjunktur und den Markt für Staatssc
huld-

versch
reibungen zu sta

bilisie
ren, jedoch sin

d die grundlegenden  

Probleme nicht bewältigt. 

Europas W
irtsc
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An einer entscheidenden 

Weggabelung

Die weitere Konjunkturentwicklung 

hängt davon ab, ob die von Asien 

ausgehenden Auftrie
bskräfte oder 

die Dämpfung durch die sim
ultane 

Budgetkonsolidierung in der EU stä
r-

ker wirken. Die Bewältigung der ho-

hen Staatssc
hulden bleibt ein zent-

rales Thema, für dessen Bewältigung 

unkonventionelle Ansätze notwendig 

sind.

EU-Wirts
chaftspolitik
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Stabilisierung ■ Die wirtsc
haftlic

he 

Krise
 hat in der Europäisch

en Uni-

on in den letzte
n Wochen ihr dritte
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Stadium erreicht:

 
■ Die Krise

 ging zunächst in den 

Jahren 2007 und 2008 von den 

Finanzmärkten und Banken aus, 

das weltweite Finanzsystem ge-

riet mehrmals an den Rand des 

Zusammenbruchs.

■ Dadurch wurde von Mitte 2008 

bis M
itte 2009 ein tiefer Einbruch 

der Realwirtsc
haft a

usgelöst. D
as 

Bruttoinlandsprodukt ging 2009 

real um 4,2% zurück, die saison-

bereinigte Zahl der Arbeitslo
sen 

stie
g vom Tiefsta

nd im Frühjahr 

2008 bis M
ai 2010 von 16 Mio auf 

23 Mio.

■ Als Folge des durch den finanz- 

und realwirtsc
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hen Einbruch 

entsta
ndenen Ausfalls 

an Steu-

ereinnahmen und der zusätzli-

chen Staatsausgaben entwickelte 

sich
 ab dem Frühjahr 2010 eine 

Staatssc
huldenkrise

.

Die EU-Politik
 hat die Krise

nzeichen 

in allen drei Stadien spät erkannt, 

sie hat – bedingt durch langwierige 

Entsch
eidungsprozesse, vor allem 

aber geprägt durch ein neoliberales 

Weltbild, das den Märkten Effizienz 

zusprich
t und sta

atlich
e Eingriffe

 für 

falsch
 hält – mit Zögern und Zaudern 

reagiert. D
ennoch ist 

es sc
hließlich 

in jedem Stadium der Krise
 gelun-

gen, durch Notfallmaßnahmen eine 

Stabilisie
rung zu erreichen:
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Liebe Leserin! Lieber Leser!

Vor Ihnen liegt doppelt Neues. 

 Durch professionelles Layout 

erscheinen wir in neuem Gewand. 

Auch inhaltlich haben wir uns 

bemüht, die internationalen Brenn-

punkte durch neue Formate besser 

zu fokussieren: Langbeiträge als 

Raum für grundlegende Analysen. 

Damit starten Markus Marterbauer 

und Lukas Oberndorfer. Ersterer 

zeigt auf, dass simultanes Kon-

solidieren die EU in den nächsten 

Abschwung führen könnte. Zweiterer 

setzt sich
 mit dem Monti-Bericht – 

dem Versuch eines neuen Konsenses 

für eine angebotseitige Binnen-

marktpolitik – auseinander. Produk-

tion von Konsens und Dissens darin 

spielen Bücher eine wichtige Rolle. 

Daher eröffnen wir mit zwei Rezensi-

onen eine neue Rubrik: Die Buchbe-

sprechung. Die bekannten Stärken 

unserer Zeitschrift bleiben erhal-

ten: aktuelle Themen informativ & 

prägnant aufbereitet. Das zeigen 

Elisabeth Beer, Norbert Templ, Iris 

Strutzmann, Walter Sauer & Susan 

Leather mit ihren Beiträgen zu  

Investitionsschutzabkommen, 

Wachstumshindernissen, Handels-
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China-Schwerpunkt fort. Diesmal: 

WanderarbeiterInnen.
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Seit Beginn der Finanz- und Wirtschaftskrise ist es  

der EU gelungen, durch pragmatische Notfallmaßnahmen das  

Banken system, die Konjunktur und den Markt für Staatsschuld-

verschreibungen zu stabilisieren, jedoch sind die grundlegenden  

Probleme nicht bewältigt. 

Europas Wirtschaft
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Die weitere Konjunkturentwicklung 

hängt davon ab, ob die von Asien 

ausgehenden Auftriebskräfte oder 

die Dämpfung durch die simultane 

Budgetkonsolidierung in der EU stär-

ker wirken. Die Bewältigung der ho-

hen Staatsschulden bleibt ein zent-

rales Thema, für dessen Bewältigung 

unkonventionelle Ansätze notwendig 

sind.

EU-Wirtschaftspolitik schafft 

Stabilisierung ■ Die wirtschaftliche 

Krise hat in der Europäischen Uni-

on in den letzten Wochen ihr drittes 

Stadium erreicht:

 
■ Die Krise ging zunächst in den 

Jahren 2007 und 2008 von den 

Finanzmärkten und Banken aus, 

das weltweite Finanzsystem ge-

riet mehrmals an den Rand des 

Zusammenbruchs.

■ Dadurch wurde von Mitte 2008 

bis Mitte 2009 ein tiefer Einbruch 

der Realwirtschaft ausgelöst. Das 

Bruttoinlandsprodukt ging 2009 

real um 4,2% zurück, die saison-

bereinigte Zahl der Arbeitslosen 

stieg vom Tiefstand im Frühjahr 

2008 bis Mai 2010 von 16 Mio auf 

23 Mio.

■ Als Folge des durch den finanz- 

und realwirtschaftlichen Einbruch 

entstandenen Ausfalls an Steu-

ereinnahmen und der zusätzli-

chen Staatsausgaben entwickelte 

sich ab dem Frühjahr 2010 eine 

Staatsschuldenkrise.

Die EU-Politik hat die Krisenzeichen 

in allen drei Stadien spät erkannt, 

sie hat – bedingt durch langwierige 

Entscheidungsprozesse, vor allem 

aber geprägt durch ein neoliberales 

Weltbild, das den Märkten Effizienz 

zuspricht und staatliche Eingriffe für 

falsch hält – mit Zögern und Zaudern 

reagiert. Dennoch ist es schließlich 

in jedem Stadium der Krise gelun-

gen, durch Notfallmaßnahmen eine 

Stabilisierung zu erreichen:
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Liebe Leserin! Lieber Leser!

Vor Ihnen liegt doppelt Neues. 
 Durch professionelles Layout 

erscheinen wir in neuem Gewand. 
Auch inhaltlich haben wir uns 

bemüht, die internationalen Brenn-
punkte durch neue Formate besser 

zu fokussieren: Langbeiträge als 
Raum für grundlegende Analysen. 
Damit starten Markus Marterbauer 

und Lukas Oberndorfer. Ersterer 
zeigt auf, dass simultanes Kon-

solidieren die EU in den nächsten 
Abschwung führen könnte. Zweiterer 

setzt sich mit dem Monti-Bericht – 
dem Versuch eines neuen Konsenses 

für eine angebotseitige Binnen-
marktpolitik – auseinander. Produk-
tion von Konsens und Dissens darin 
spielen Bücher eine wichtige Rolle. 

Daher eröffnen wir mit zwei Rezensi-
onen eine neue Rubrik: Die Buchbe-

sprechung. Die bekannten Stärken 
unserer Zeitschrift bleiben erhal-

ten: aktuelle Themen informativ & 
prägnant aufbereitet. Das zeigen 
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Leather mit ihren Beiträgen zu  
Investitionsschutzabkommen, 
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politik (EU – Kanada) und HIV/Aids. 

Ebenso setzt Claudia Schürz unseren 
China-Schwerpunkt fort. Diesmal: 

WanderarbeiterInnen.

 Ihr AK Redaktionsteam

Seit Beginn der Finanz- und Wirtschaftskrise ist es  
der EU gelungen, durch pragmatische Notfallmaßnahmen das  
Banken system, die Konjunktur und den Markt für Staatsschuld-
verschreibungen zu stabilisieren, jedoch sind die grundlegenden  
Probleme nicht bewältigt. 

Europas Wirtschaft

An einer entscheidenden 
Weggabelung

Die weitere Konjunkturentwicklung 
hängt davon ab, ob die von Asien 
ausgehenden Auftriebskräfte oder 
die Dämpfung durch die simultane 
Budgetkonsolidierung in der EU stär-
ker wirken. Die Bewältigung der ho-
hen Staatsschulden bleibt ein zent-
rales Thema, für dessen Bewältigung 
unkonventionelle Ansätze notwendig 
sind.

EU-Wirtschaftspolitik schafft 
Stabilisierung ■ Die wirtschaftliche 
Krise hat in der Europäischen Uni-
on in den letzten Wochen ihr drittes 
Stadium erreicht:
 
■ Die Krise ging zunächst in den 

Jahren 2007 und 2008 von den 
Finanzmärkten und Banken aus, 
das weltweite Finanzsystem ge-
riet mehrmals an den Rand des 
Zusammenbruchs.

■ Dadurch wurde von Mitte 2008 
bis Mitte 2009 ein tiefer Einbruch 
der Realwirtschaft ausgelöst. Das 

Bruttoinlandsprodukt ging 2009 
real um 4,2% zurück, die saison-
bereinigte Zahl der Arbeitslosen 
stieg vom Tiefstand im Frühjahr 
2008 bis Mai 2010 von 16 Mio auf 
23 Mio.

■ Als Folge des durch den finanz- 
und realwirtschaftlichen Einbruch 
entstandenen Ausfalls an Steu-
ereinnahmen und der zusätzli-
chen Staatsausgaben entwickelte 
sich ab dem Frühjahr 2010 eine 
Staatsschuldenkrise.

Die EU-Politik hat die Krisenzeichen 
in allen drei Stadien spät erkannt, 
sie hat – bedingt durch langwierige 
Entscheidungsprozesse, vor allem 
aber geprägt durch ein neoliberales 
Weltbild, das den Märkten Effizienz 
zuspricht und staatliche Eingriffe für 
falsch hält – mit Zögern und Zaudern 
reagiert. Dennoch ist es schließlich 
in jedem Stadium der Krise gelun-
gen, durch Notfallmaßnahmen eine 
Stabilisierung zu erreichen:
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Aus dem Inhalt 

richtige Fundament dafür ge-
schaffen“, erklärt der engagierte 
Vorsitzende und ergänzt „Mit 
Hilfe der Regionsvorsitzenden 
und den ehrenamtlichen Mitar-
beiterInnen sorge ich für den 
funktionierenden Informations-
fluss zu unseren engagierten 
FunktionärInnen an der Basis.“

Wie ich entspanne. Die wenige 
Freizeit genießt Horst mit sei-
ner Frau und seinen drei, bald 
vier, Kindern. „Die Zeit für 
mich finde ich beim regelmäßi-
gen Saunabesuch oder  beim 
Wintersport mit den Natur-
freunden Niederösterreich.“

horst.pammer@vida.at
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